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Teufelskreis Armut – Schlechte Zeiten, ihn zu durchbrechen
Zum Europäischen Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung

2010 ist das ‚Europäische Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung‘. Dieser Zeitpunkt ist nicht zufällig, ist es 
doch ein prominentes Ziel der Lissabon-Strategie von 2000, bis zum Jahr 2010 die Beseitigung der Armut in den Mitgliedstaaten 
entscheidend voranzubringen. Wie sieht es aus mit der Erfüllung dieser Zielsetzung in Deutschland?

Armut hat viele Facetten, wie etwa materielle Armut, Bildungsarmut oder Wohnungsarmut, und viele Ursachen, wie etwa Arbeits-
losigkeit, schlecht bezahlte Jobs, eingeschränkte Möglichkeiten der Erwerbsarbeit aufgrund fehlender Kinderbetreuung, Benachtei-
ligungen aufgrund von Behinderungen oder unzureichende Bildungschancen. Zudem ist bekannt, dass Armutsrisiken kumulativer 
Natur sind. Materielle Armut erhöht das Risiko von Obdachlosigkeit, Krankheit oder geringer 
Bildung von Kindern. Letzteres verfestigt wiederum den ‚Teufelskreis Armut‘ über die Generati-
on hinweg. Jugendliche mit schlechten Schulleistungen und niedrigen Schulabschlüssen laufen 
besonders Gefahr, zu den rd. 1,5 Millionen jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung zu gehören und im weiteren Leben häufiger arbeitslos zu sein (derzeit jeder Fünfte von 
ihnen), oder eher in prekären und Niedriglohnjobs Jobs arbeiten zu müssen. Armut sowie ihre 
kumulative Natur ist aber kein Naturgesetz, auch wenn sie immer noch zur gesellschaftlichen 
Realität im reichen Deutschland gehört. Armut ist ein politisch veränderbares Phänomen. Dies 
zeigen z. B. Veränderungen der Erscheinungsformen von Armut, des Niveaus und der Betroffenen 
innerhalb der EU sowie weltweit. Waren früher häufiger Mädchen von Bildungsarmut betroffen, 
tragen heute Jungen ein höheres Risiko; war früher materielle Armut in ländlichen Regionen 
stärker verbreitet, ballt sich heute Armut häufig in bestimmten Stadtteilen von Großstädten. Das 
heißt, Armutsrisiken sind durch Sozial-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Gesundheits-
politik sowohl positiv als auch negativ veränderbar.

Die o. g. Lissabonner Zielsetzung wurde in Deutschland kaum erfüllt. Die materielle Armutsquote 
liegt immer noch bei 14 bis 15 Prozent – im Jahr 1996 waren wir bei 16 Prozent. Unverändert 
ist jedes 6. Kind in Deutschland von Armut betroffen (in Dänemark nur jedes 37.). Der Anteil der 
armen Erwerbstätigen ist trotz heftiger Mindestlohndebatte gestiegen. Der Anteil der jungen 
Erwachsenen ohne abgeschlossene Berufsausbildung liegt seit Beginn der 1990er-Jahre unver-
ändert bei etwa 15 Prozent. Auch die PISA-Studien zeigen seit 2000 einen gleichbleibend hohen 
Anteil an kompetenzarmen Schülern und Schülerinnen. Zudem ist das deutsche Bildungssystem 
immer noch durch eine geringe Durchlässigkeit gekennzeichnet. Mit dem gleichzeitig gestiegenen 
Bildungsniveau der Bevölkerung und den erhöhten Anforderungen in der Arbeitswelt nimmt dabei 
das Risiko sozialer Ausgrenzung, Stigmatisierung und Arbeitslosigkeit und damit Einkommens-
armut für gering qualifizierte junge Menschen ständig zu – einhergehend mit weiteren der oben 
genannten Armutsrisiken.

Und die Aussichten, diesen ‚Teufelskreis Armut‘ in naher Zukunft zu durchbrechen, sowie die Schaffung des Klimas zur Umvertei-
lungen von oben nach unten, sind angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftskrise und der ‚Angst der Mittelschicht‘ vor Abstiegen 
eher schlecht. Die Wirtschaftskrise wird die materielle Armut wohl vergrößern. Die Erhöhung des Kindergelds und die einkom-
mensabhängige Höhe des Elterngelds privilegieren Kinder höherer Schichten und hängen Kinder aus sozial unteren Schichten wei-
ter ab. Im Bildungsbereich ist der Kulturkampf um das Gymnasium (nach Klasse 4) neu entbrannt und Privatschulen nehmen zu; die 
Verteidigung der dualen Ausbildung behindert eine Reform des sogenannten Übergangssystems berufsvorbereitender Maßnahmen, 
in die aber jährlich rund eine halbe Million Jugendlicher einmünden; an vielen Hochschulen findet eine Verschärfung der Zulas-
sungskriterien statt; Betriebe fahren Weiterbildung als Kostenfaktor zurück und Investitionen im Bildungsbereich stehen immer 
noch hinter ‚Abwrackprämien‘ und Senkung der Mehrwertsteuer für Hotel- und Gastgewerbe zurück – schlechte Aussichten dafür, 
dass sich Bildungsarmut und Bildungsungleichheiten verringern werden. 

Inwiefern hier das Europäische Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung eine klimatische und politische Kehrt-
wende einleiten kann, bleibt abzuwarten. Geht es doch vor allem um eine Sensibilisierung der Bevölkerung, Politik und Medien für 
die Ursachen und Probleme von sozialer Ausgrenzung und Armut. Ziel ist es, für mehr gemeinsame Verantwortung für die Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts zu werben und dadurch längerfristig Armut und Ausgrenzung in Deutschland zu verringern. Wenn dies 
gelingt, hätten wir alle etwas davon: sozialen Frieden, eine hohe Lebensqualität – ohne Zäune. Ohne politische Umsteuerung in den 
oben genannten Politikbereichen wird das jedoch nicht gelingen.

Prof. Dr. Heike Solga,
Direktorin der Abteilung ‚Ausbildung und 

Arbeitsmarkt‘ am Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB) und Professorin für 

Soziologie an der FU Berlin
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Ende 2010 läuft die Lissabon-Strategie aus. Das ehrgeizige Ziel, Europa zum dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen, 
haben die Europäische Union und die Mitgliedstaaten nicht erreicht. Aber es gibt Teilerfolge. So konnte EU-weit die Arbeitslosenquote von 12 Pro-
zent auf 7 Prozent im Jahr 2008 gesenkt werden. Ein Ergebnis, das die Kommission der Europäischen Union auch der Lissabon-Strategie zuschreibt. 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat die Zahlen wieder steigen lassen. Unter diesen Vorzeichen hat die Kommission Ende November einen Vorschlag 
für eine Nachfolge-Strategie vorgelegt. Die Strategie Europa 2020 soll die Weichen stellen für einen Ausstieg aus der Krise, der ein Einstieg in 
eine neue nachhaltige soziale Marktwirtschaft wird. Bis zum 15. Januar waren Bürgerinnen und Bürger sowie Interessengruppen aufgefordert, den 
Vorschlag zu kommentieren und Anregungen zu geben. Die EU-Kommission wird die Hinweise nutzen, um ein detailliertes Konzept für die neue 
Agenda zu erarbeiten. Dieses soll, so der ehrgeizige Zeitplan, dem Europäischen Rat zu seiner Frühjahrstagung vorliegen. Im Europäischen Rat sind 
alle Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten vertreten. BRANDaktuell fasst den Stand zusammen und stellt Positionen vor.

Herr Petschke, die Lissabon-Strategie hatte 
das Ziel, die Europäische Union zum viel 
zitierten wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschafts-
raum der Welt zu machen. Das hat sie nicht 
erreicht. War das Ziel zu hochgesteckt?
Gegenfrage: Hätte sich die Europäische Union 
ein niedrigeres Ziel stecken sollen? Wohl kaum. 
Wir haben dank der Lissabon-Strategie sehr 
viel erreicht und sie im Laufe der vergangenen 
zehn Jahre ja auch entsprechend angepasst. 

Was wurde erreicht?
Ein zentraler Erfolg von Lissabon war es, dass 
die wichtigsten Reformen in den Mitglied-
staaten in dieselbe Richtung gingen – wenn 
auch teilweise in nationalen Programmen. Die 
Rahmenbedingungen für Unternehmen wurden 
verbessert, Bürokratie abgebaut, der Zugang zu 
Krediten gerade für den Mittelstand verbessert. 
Die Bildungssysteme wurden modernisiert, 
Forschung und Entwicklung vorangetrieben. 
Lebenslanges Lernen ist für viele Arbeitnehmer 
Wirklichkeit geworden. Aus EU-Fonds standen 
insgesamt 350 Milliarden Euro für Regionen 
zur Verfügung, um moderne Investitionen 
zu ermöglichen. Dazu kamen 50 Milliarden 
Euro Forschungsgeld. Das hat zukunftssichere 
Arbeitsplätze geschaffen.

Bis 2008 ist EU-weit die Arbeitslosen-
quote von rund 12 Prozent auf 7 Prozent 

gesunken. Ist das ein Erfolg der Lissabon-
Strategie?
Sie sagen es. Zumindest haben die Maßnahmen 
dabei eine große Rolle gespielt, die im Rahmen 
der Strategie beschlossen wurden. Die Lissa-
bon-Strategie hat dazu beigetragen, Forschung 
und Bildung in den Mitgliedstaaten zu stärken. 
Das hat die Grundlage für viele neue zukunfts-
orientierte Arbeitsplätze geschaffen.

Die Lissabon-Strategie wurde vor allem 
als Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung aufgefasst. Sie hat aber auch eine 
soziale und ökologische Dimension. Wird 
die Kommission bei der neuen Agenda diese 
Dimensionen stärken?
Die Zukunft wird hohe Energiepreise, Begren-
zungen bei den Kohlenstoffdioxidemissionen 
und einen stärkeren Wettbewerb um Ressour-
cen und Märkte mit sich bringen. Diese Risiken 
bieten aber die Chance, eine neue EU-2020-
Wirtschaft mit einem starken globalen Wettbe-
werbsvorteil zu schaffen. Neue ökologischere 
Technologien können das Wachstum fördern, 
neue Arbeitsplätze und Dienstleistungen 
schaffen und der EU helfen, ihre Klimaschutz-
ziele zu erreichen. Wenn es uns nicht gelingt, 
uns an die Anforderungen des 21. Jahrhunderts 
anzupassen, wird Europa zurückfallen. 

Bei welchen Inhalten bzw. Schwerpunktset-
zungen unterscheidet sich der Vorschlag der 

Kommission für eine Agenda 2020 von der 
Lissabon-Strategie?
Europa 2020 soll die Lissabon-Strategie wei-
terentwickeln. Dabei werden die ökologischen 
und sozialen Aspekte stärker betont. Das steht 
nicht im Kontrast zu Lissabon. Europa 2020 
folgt hier auf die Lissabon-Strategie, allerdings 
in einem anderen gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Kontext.

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat den 
Kommissionsvorschlag beeinflusst? 
Ja, wir brauchen jetzt neue Wachstumsquellen, 
um die krisenbedingten Arbeitsplatzverluste 
wettzumachen. Die Strategie sorgt dafür, dass 
die Europäische Union bei der Bewältigung 
einer der größten wirtschaftlichen Herausfor-
derungen in der Geschichte Europas zusam-

Europa 2020 wird die Nachfolge-Agenda der Lissabon-Strategie heißen. Sie wird auf die 
Lissabon-Strategie aufbauen, eigene Akzente ergeben sich aus wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklungen. Welche Akzente neu sind, wo neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden sollen und welche Rolle Flexicurity spielt, erläutert Matthias Petschke. Er leitet die 
Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland.

„In einem anderen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kontext“
Interview mit dem Vertreter der Europäischen Kommission in Deutschland zur Agenda Europa 2020

Matthias Petschke
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Glossar: Was ist die Lissabon-Strategie?
Auf der Tagung des Europäischen Rates in Lissabon im März 2000 haben die Staats- und Re-
gierungschefs die Lissabon-Strategie auf den Weg gebracht. Ziel war, die Europäische Union 
(EU) zur wettbewerbsfähigsten Wirtschaft der Welt zu machen und bis 2010 Vollbeschäfti-
gung zu erreichen. Die Strategie ruht auf drei Pfeilern:

 Wirtschaft: Übergang zu einer wettbewerbsfähigen, dynamischen und wissensbasierten 
Wirtschaft. Schwerpunkte sind die Förderung von Forschung und Entwicklung und die lau-
fende Anpassung an die Informationsgesellschaft.

 Soziales: Modernisierung des europäischen Sozialmodells durch Investitionen in Human-
ressourcen und Bekämpfung sozialer Ausgrenzung. Die Mitgliedstaaten sind aufgerufen, in 
Bildung und Ausbildung zu investieren und aktive Beschäftigungspolitik zu betreiben.

 Umwelt: Dieser Pfeiler wurde auf der Tagung des Europäischen Rates in Göteborg im Juni 
2001 angefügt. Zentral ist die Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Nutzung der 
natürlichen Ressourcen.

Zu den Zielen wurden quantitative Vorgaben gemacht. Da die Politikbereiche nahezu voll-
ständig in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fallen, wurde eine offene Koordinie-
rungsmethode (OKM) geschaffen, in deren Rahmen Nationale Aktionspläne zu erstellen sind.

Die Halbzeitbilanz aus dem Jahr 2005 zeigte, dass die Orientierung an den Indikatoren der 
OKM dazu geführt hat, dass Ziele aus den Augen verloren wurden, und die Bewertung der 
Ergebnisse fiel gemischt aus. Deshalb billigte der Rat ein neues Konzept, das darauf abzielt, 
ein stärkeres und nachhaltigeres Wachstum zu erzielen und mehr und bessere Arbeitsplätze zu 
schaffen. Der Koordinierungsprozess wurde gestrafft, die integrierten Leitlinien für Wachstum 
und Beschäftigung werden seitdem zusammen mit den Leitlinien für die makroökonomische 
und mikroökonomische Politik präsentiert. Sie dienen als Basis sowohl für das Lissabon-Pro-
gramm der Gemeinschaft als auch für die nationalen Reformprogramme.
Infos
Internetportal der Europäischen Union: http://europa.eu/scadplus/glossary/lisbon_strategy_de.htm

menarbeitet. Wachstum, tragfähige öffentliche 
Finanzen, Bekämpfung des Klimawandels, 
soziale Eingliederung, eine gestärkte industri-
elle Basis und ein dynamischer Dienstleistungs-
sektor schließen einander nicht aus. Vielmehr 
bedingen sie einander. 

Welche Rollen haben der Europäische Rat, 
das Europäische Parlament, die Europäische 
Kommission und die Nationalstaaten bei der 
Umsetzung der Strategie Europa 2020?
Die Kommission schlägt vor, dass der Europä-
ische Rat Europa 2020 gestaltet, die wich-
tigsten Entscheidungen trifft und die Ziele auf 
der Grundlage von Vorschlägen der Kommission 
festlegen sollte. Die Kommission würde es 
begrüßen, wenn das Europäische Parlament 
eine wesentlich größere Rolle spielen würde. 
Die nationalen Parlamente werden ebenfalls 
gebeten, sich zu engagieren und Verantwor-
tung zu übernehmen. Denn jede Strategie 
dieser Art lebt von der Beteiligung aller. Es geht 
hierbei ja nicht zuerst um ein Arbeitsprogramm 
für die Kommission, das natürlich auch. Aber 
es geht vor allem um einen breiten Konsens 
darüber, wie wir Europa wettbewerbsfähiger 

machen und auf die großen Herausforderungen 
reagieren, denen wir uns ausgesetzt sehen. 

Welche Unterstützung erwarten Sie von den 
Mitgliedstaaten in der Diskussion um die 
neue Agenda und bei der Umsetzung? 
Die Mitgliedstaaten nehmen die Vorschlä-
ge sehr ernst und stehen ganz vorne in der 
Debatte darüber. Aber auch viele Verbände, 
Unternehmen, die Sozialpartner beteiligen sich 
an der Diskussion. Das ist wichtig, denn auf 
sie wird es auch später bei der Umsetzung an-
kommen. Zu jedem der neuen Ziele sollten die 
Mitgliedstaaten für fünf Jahre nationale Ziele 
entsprechend ihrer Ausgangssituation formu-
lieren. Die Kommission und der Europäische Rat 
überwachen die jährlichen Fortschritte in den 
Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene.

Die Lissabon-Strategie hatte etwa in Bezug 
auf Beschäftigungsquoten klare Ziele vor-
gegeben, die nicht in allen Mitgliedstaaten 
erreicht wurden. Wird es bei der Agenda 
Europa 2020 ähnliche Ziele geben?
Wir müssen nun zunächst die Auswertung der 
Konsultation abwarten und dann die Bera-

tungen der Staats- und Regierungschefs. Jedes 
Land wird aber individuell angepasste Ziele 
benötigen.

Mit welchen Ansätzen möchte die Kom-
mission bei Europa 2020 Reformen in den 
Bereichen Beschäftigung und Arbeitsmarkt 
anstoßen?
Die Krise hat die Spielregeln verändert. Viele 
Arbeitsplätze aus Zeiten vor der Krise sind für 
immer verloren gegangen. Darauf muss die 
Politik reagieren. Arbeitnehmer müssen mit 
neuen Qualifikationen einen Beitrag zu einer 
wissensbasierten Wirtschaft leisten und sie 
auch selbst nutzen. Wir brauchen auch mehr 
Mobilität. Die Kommission ist entschlossen, 
die Flexicurity-Agenda aus Sicherheit und 
Flexibilität voranzutreiben und dafür zu sorgen, 
dass sie besser verstanden und aufgenommen 
wird, nicht nur hinsichtlich der Flexibilität der 
Arbeitnehmer, sondern auch im Hinblick auf die 
zusätzliche Verantwortung von Arbeitgebern 
und Regierungen. Diejenigen, die keine Arbeit 
finden, sollten sowohl finanziell als auch indi-
viduell unterstützt werden, um wieder in den 
Arbeitsmarkt zu finden. o   (jac)

Europa 2020
Die Europäische Kommission benennt in 
ihrem Konsultationspapier drei Prioritäten, 
welche die EU-Politik bestimmen sollen:
1. Wertschöpfung durch wissensbasiertes 

Wachstum. Hier gilt es, den sozialen Zu-
sammenhalt weiterzuentwickeln und das 
Potenzial von Bildung, Forschung und di-
gitaler Wirtschaft nutzbar zu machen.

2. Befähigung zur aktiven Teilhabe an in-
tegrativen Gesellschaften. Hier gilt es, 
Menschen zu unterstützen, sich neue 
Fähigkeiten anzueignen, Kreativität, In-
novation, den Unternehmergeist sowie 
einen reibungslosen Übergang zwischen 
Beschäftigungsverhältnissen zu fördern.

3. Schaffung einer wettbewerbsfähigen, 
vernetzten und ökologischeren Wirt-
schaft. Die EU sollte sich effektiver im 
Wettbewerb erweisen und ihre Produk-
tivität durch einen verringerten und ef-
fizienteren Verbrauch von nicht erneuer-
baren Energien und Ressourcen steigern. 
Dies kurbelt das Wachstum an und trägt 
dazu bei, die Umweltziele zu erreichen.

Infos
Konsultationspapier der EU-Kommission im Inter-

net: http://ec.europa.eu/eu2020/pdf/eu2020_de.pdf
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Glossar: Was ist die Europäische Beschäftigungsstrategie?

Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde der neue Titel VIII ‚Beschäftigung‘ in den Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft eingefügt. Damit wurde die Koordinierung der Be-
schäftigungspolitik der Mitgliedstaaten zu einer Priorität der Gemeinschaft. Auf dieser Grundla-
ge hat der Europäische Rat von Luxemburg im November 1997 die Europäische Beschäftigungs-
strategie (EBS), auch Luxemburg-Prozess genannt, auf den Weg gebracht. Die EBS basiert auf 
einem jährlichen Programm zur Planung, Begleitung, Überprüfung und Anpassung der Politiken 
der Mitgliedstaaten. Ziel ist, die nationalen Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu 
koordinieren. Die EBS stützt sich auf vier Instrumente:

 Beschäftigungspolitische Leitlinien: gemeinsame Prioritäten für die Beschäftigungspolitik der 
Mitgliedstaaten, erarbeitet von der Kommission; 

 Nationale Aktionspläne für Beschäftigung (NAP): Umsetzung der gemeinsamen Orientie-
rungen auf nationaler Ebene; 

 Gemeinsamer Beschäftigungsbericht: Synthese der Nationalen Aktionspläne und Grundlage 
für die Leitlinien für das folgende Jahr; 

 länderspezifische Empfehlungen, verabschiedet vom Rat mit qualifizierter Mehrheit.
2005 wurde die Lissabon-Strategie modifiziert (siehe Kasten Seite 5), als Folge wurde die EBS 
überarbeitet. Seitdem stützt sich die EBS auf vier folgende Instrumente: 

 die integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung; 
 die nationalen Reformprogramme der Mitgliedsländer;
 der Jahresbericht der Kommission über Wachstum und Beschäftigung, der die von den Mit-
gliedstaaten vorgelegten nationalen Reformprogramme analysiert; 

 die Empfehlungen des Rates.

Infos
Internetportal der Europäischen Union: http://tinyurl.com/yjm6m9f

Das Ziel war hochgesteckt. Vor zehn Jahren 
verständigten sich die Staats- und Regie- 
rungschefs der EU darauf, Europa bis 2010 
‚zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum 
der Welt zu machen – einem Wirtschafts-
raum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum mit mehr und besseren 
Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen 
Zusammenhalt‘ sicherzustellen. Doch schon 
vor Ausbruch der Finanzkrise wurde deutlich: 
Die Europäische Union hat ihr Ziel verfehlt. 
Armut, soziale Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit, 
Chancenungleichheit sind soziale Realität in 
Europa und zeigen deutlich, dass die Strategie 
als Verknüpfung ökonomischer, ökologischer 
und sozialer Ziele gescheitert ist. Auch ohne 
Finanz- und Wirtschaftskrise wäre das Ziel 

einer Beschäftigungsquote von 70 Prozent 
deutlich verfehlt worden. Der Hauptgrund 
ist eine verengte Sichtweise der Strategie, 
die darauf setzt, die Angebotsbedingungen 
für Unternehmen zu verbessern. Dieser Fokus 
reichte nicht aus, um die Produktivität so 
zu steigern, dass sie Europa zum Champion 
globaler Wettbewerbsfähigkeit gemacht hätte. 
Unabhängig davon, ob dieses Ziel erstrebens-
wert ist, braucht eine solche Strategie ein sehr 
viel umfassenderes Verständnis von Produkti-
vität und Wachstum.

Ein Hauptgrund für das Scheitern der 
Lissabon-Strategie liegt in den mangelnden 
Produktivitätszuwächsen der europäischen 
Wirtschaft. Dabei ist der Streit um die richtige 
Produktivität – und warum es in Europa nur 

unzureichendes Produktivitätswachstum 
gibt – politisch sehr aufgeladen. Die gän-
gigen Erklärungsmuster, dass es an einer zu 
zögerlichen Implementation entsprechender 
Strukturreformen und einer generellen Innova-
tionsschwäche sowie an einem unproduktiven 
Dienstleistungssektor liege sind zwar nicht 
ganz von der Hand zu weisen, sie sind aber 
nicht der Kern des Problems. Das zentrale 
Manko war, dass unterschätzt wurde, wie 
notwendig eine stärkere wirtschaftspolitische 
Koordinierung gewesen wäre. So gab es in 
manchen Mitgliedstaaten ein zu geringes 
Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens und 
das hing wiederum mit dem zu geringen 
Kapitaleinsatz pro Beschäftigten zusam-
men. Tendenzen zur Lohnzurückhaltung und 
Deregulierung der Arbeitsmärkte haben in 
manchen Ländern Arbeit im Vergleich zu Kapi-
tal derart verbilligt, dass der Investitionsdruck 
für Unternehmen gesunken ist. Gleichzeitig 
wurden Investitionen aufgrund gesunkener 
Absatzerwartungen im Binnenmarkt verhält-
nismäßig unrentabel.

Eine neue europäische Strategie müsste des-
halb stärkere Investitionsanreize setzen, den 
Kapitalstock zu erneuern, und darauf hinwir-
ken, dass die Nachfrage im EU-Binnenmarkt 
steigt. Dabei sollte sich die Strategie an einer 
sozialen Produktivität orientieren, bei der die 
Qualität der Arbeit und externe Kosten, wie 
zum Beispiel Umweltbelastungen, im Zentrum 
stehen. Die spanische Ratspräsidentschaft 
geht mit ihrem Vorschlag für eine europäische 
Wirtschaftsregierung in die richtige Richtung. 
Richtig ausgestaltet, könnte sie die Vereinbar-
keit von wirtschaftlicher Effizienz und sozialer 
Gerechtigkeit herstellen und nicht, wie sonst 
üblich, gegeneinander ausspielen. Die zentrale 
Stellschraube einer gemeinsamen Strategie 
ist zweifellos eine engere lohnpolitische 
Koordinierung, die sich an Preissteigerung 
und Produktivität orientiert, um eine effektive 
europäische Binnennachfrage zu schaffen. 
Dies zusammen mit einer sozialen Produktivi-
tät wären damit die Voraussetzungen für eine 
echte Wohlstandsmehrung jenseits verkürzter 
monetärer Stellgrößen, durch die das Ideal 
einer innovativen Wettbewerbsfähigkeit mit 
einem sozial gerechten und nachhaltigen 
Gesellschaftsmodell vereinbart wird. o 

Dr. Christian Kellermann

Die Lissabon-Strategie hat zu einseitig auf Angebotsbedingungen für Unternehmen gesetzt 
und darüber soziale Belange und die Produktivität vernachlässigt. Diese These vertritt Dr. 
Christian Kellermann. Er leitet das Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) in den nordischen 
Ländern und hat für die Stiftung die Wirkungen der Lissabon-Strategie analysiert. 

Die Lissabon-Strategie hat wichtige Stellschrauben ausgeblendet
Ein Standpunkt von Dr. Christian Kellermann von der Friedrich-Ebert-Stiftung
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„Eine vorausschauende Vision“
Warum Europa die Lissabon-Strategie und die Agenda 2020 braucht – Interview mit Ann Mettler

Ann Mettler ist Mitbegründerin des Lisbon Councils in Brüssel. Das Council für wirtschaft-
liche Wettbewerbsfähigkeit und soziale Erneuerung versteht sich als Thinktank und poli-
tisches Netzwerk. Es hat sich zum Ziel gesetzt, Strategien zu entwickeln, wie Europa gesell-
schaftlichen und ökonomischen Entwicklungen begegnen kann. Das Lissabon Council hat die 
Lissabon-Strategie begleitet und für eine durchsetzungsfähige Nachfolgestrategie geworben.

Frau Mettler, wie bekannt ist die Lissabon-
Strategie bei den Bürgerinnen und Bürgern 
der Europäischen Union?
Das ist von Land zu Land unterschiedlich. In 
den Niederlanden zum Beispiel kennen viele die 
Strategie. Auch in den neuen Mitgliedstaaten 
ist die Strategie sehr bekannt. Der Präsident 
von Rumänien hat die Lissabon-Strategie 
beispielsweise dafür genutzt, um eine Moder-
nisierung in seinem Land in Gang zu bringen. 
Das ist in Deutschland und Frankreich ganz 
anders. Das hängt auch mit der Größe und 
Wirtschaftskraft zusammen. Die großen Länder 
fühlen sich weniger abhängig von der Europä-
ischen Union als die kleineren. Deutschland hat 
mit der Agenda 2010 eine eigene Reformstra-
tegie angestoßen, sie aber nicht mit Europa in 
Verbindung gebracht, und das ist schade.

Welche Stärken hatte die Strategie?
Es war eine vorausschauende Vision von einer 
dynamischen, wissensbasierten Gesellschaft 
mit sozialem Zusammenhalt. Eine Gesellschaft 
mit mehr Jobs und besserer Bildung. 2002 kam 
die Ökologie hinzu. Das sind alles Themen, die 
Obama später aufgegriffen hatte.

Das sind auch die Themen der Agenda 2020.
Ja, denn die Themen verändern sich nicht. Wir 
müssen besser sein als andere, um unseren 
Stand zu halten. Wir müssen wissensintensive 
Güter produzieren, wir brauchen eine Antwort 
auf die demografische Entwicklung. Neu 
hinzugekommen im Vorschlag der Kommission 
für die Agenda 2020 ist die Erkenntnis, dass 
Klimaschutz und nachhaltige Staatsfinanzen 
absolut notwendig sind.

Und welche Schwächen hatte die Strategie?
Es gab nie ein Konzept, die Lissabon-Strategie 
den Bürgerinnen und Bürgern zu vermitteln. 
Die Strategie war zu sehr auf die Wirtschaft 
zugeschnitten. Die Menschen akzeptieren 
Reformen der Renten- und Gesundheitssy-
steme und am Arbeitsmarkt sehr schwer, vor 
allem wenn sie als Reformen für die Wirtschaft 
aufgefasst werden. Man muss den Menschen 

besser vermitteln, dass die Reformen not-
wendig sind, um die Systeme nachhaltig zu 
gestalten. Das hat beim Umweltschutz sehr 
gut geklappt. Die Menschen sind bereit, hier 
etwas zu ändern, weil sie wissen, dass es gut 
ist. Aber beim Umweltschutz gibt es Gruppen, 
die Reformen unterstützen. Bei den anderen 
Themen fehlen die Stimmen aus der Zivilgesell-
schaft. Es hat mich immer gestört, dass es keine 
Interessengruppen gibt, die sich für nachhal-
tige Sozialsysteme einsetzen.

Spricht der Vorschlag der Kommission die 
Bürgerinnen und Bürger mehr an?
Ja, der Ansatz ist vollkommen anders. Bei der 
Lissabon-Strategie ging es um Wettbewerbsfä-
higkeit, den privaten Sektor und um Investi-
tionen in Forschung und Entwicklung. Beim 
Kommissionsvorschlag stehen die Menschen 
im Vordergrund. Die Kommission thematisiert 
gesellschaftliche und ökonomische Entwick-
lungen in Europa und ihre Auswirkungen auf 
die Menschen, etwa dass es weniger Jobs in der 
Industrie und mehr in Dienstleistungsbranchen 
gibt, dass mehr Frauen arbeiten und mehr 
Menschen studieren wollen. Die Kommission 
sagt, wir wollen den Prozess positiv begleiten 
und den Menschen die Veränderungen erleich-
tern. Denn Politik kann nicht, wie viele glauben, 
Entwicklungen stoppen, sie kann nur abfedern, 
beispielsweise durch Trainingsmaßnahmen 
oder durch ein Konzept der Flexicurity. Das ist 
ein hervorragendes Instrument, um Arbeits-
losigkeit zu verringern und den Menschen die 
Angst vor Veränderungen zu nehmen.

Was macht Sozialsysteme nachhaltig?
Wenn mehr Menschen arbeiten und einbe-
zahlen. Wir müssen die Konditionen dafür 
schaffen, dass mehr Arbeitsplätze entstehen. 
Die Menschen müssen länger arbeiten. Dafür 
brauchen wir Konzepte, wie sie ihre Arbeitsfä-
higkeit und ihre Kompetenzen erhalten können. 
Die Arbeitssysteme müssen flexibler gestaltet 
werden, etwa dahingehend, dass 40-Jährige 
mehr Stunden arbeiten als 60-Jährige. Sozialer 
Sprengstoff ist auch, dass zu viele Jugendliche 

die Schule ohne Abschluss verlassen. Diese 
Jugendlichen sind die Arbeitslosen von mor-
gen.

Wie können die Mitgliedstaaten überzeugt 
werden, Reformen anzugehen?
Meines Erachtens sind Politiker nicht in der 
Lage, Probleme anzugehen, wenn das mit un-
populären Reformen verbunden ist. Deshalb ist 
es so wichtig, in der Bevölkerung ein Verständ-
nis für solche Reformen zu entwickeln.

Und deshalb ist es Ihnen so wichtig, alle 
Interessengruppen in die neue Agenda ein-
zubinden. An welche Gruppen denken Sie?
Beispielsweise Jugendorganisationen, denn es 
ist eine Strategie für ihre Zukunft. Ich denke 
auch an Gruppen, die sich für Verbraucher-
rechte einsetzen und an Eltern. Die Schulsy-
steme sind immer noch so organisiert, als ob 
die Kinder im Sommer auf den Feldern helfen 
müssen und orientieren sich nicht an den 
Bedürfnissen berufstätiger Eltern. Dann gibt 
es viele neue, nicht so etablierte Gruppen und 
natürlich die Regionen.

Was können die Regionen machen?
Sie machen schon. Es ist beeindruckend, wie 
aktiv die Regionen sind. Die Lissabon-Strategie 
lebt in den Regionen. Regionen setzen sich 
Ziele, sie haben Entwicklungskonzepte. Sie 
müssen auf europäischer Ebene nur gehört und 
ihre Arbeit muss anerkannt werden. o   (jac)
Infos
Homepage des Lisbon Councils: www.lisboncouncil.net

Ann Mettler, Lisbon Council
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Das Land Brandenburg setzt die Ziele der 
Lissabon-Strategie in zwei wesentlichen 
Bereichen um: in der Wirtschaftsförderung 
und in den Operationellen Programmen (OPs) 
für den ESF und für den EFRE. In den OPs 
legt das Land fest, wie Mittel aus den beiden 
Fonds eingesetzt werden. Zeitgleich mit der 
Erneuerung der Lissabon-Strategie hatte 
Brandenburg seine Wirtschaftsförderung neu 
ausgerichtet. Seit 2005 setzt das Land unter 
dem Titel ‚Stärken stärken‘ darauf, vorhan-

dene Wirtschaftspotenziale zu stärken und 
Branchenkompetenzen weiterzuentwickeln. 
Dazu konzentriert das Land die Fördermittel 
auf Regionale Wachstumskerne und Branchen 
mit besonderen Wachstumsperspektiven. Zu-
sätzlich fördert das Land die unternehmerische 
Zusammenarbeit, um Synergien zu erzielen. 
Den mittelständischen Unternehmensstruk-
turen entsprechend werden kleine und mittlere 
Unternehmen in besonderer Weise gefördert.

Auch hat das Land die neuen Operationellen 
Programme für die Förderperiode 2007-2013 
an den Vorgaben der Lissabon-Strategie 
ausgerichtet. Seit 2007 müssen bestimmte 
Anteile der Fondsausgaben den Zielen der 

Lissabon-Strategie entsprechen. Für Branden-
burg betrifft das im ESF fast 100 Prozent der 
Ausgaben, im EFRE sind es rund 65 Prozent. 
Die Verknüpfung mit der Lissabon-Strategie 
lässt sich an zwei Beispielen verdeutlichen: 

Unternehmenspotenziale 
erschließen

Das Land fördert aus dem ESF das INNO-
PUNKT-Programm. Die Projekte sollen inno-
vative Lösungen für Problemstellungen der 
Arbeitspolitik erproben. So haben die Projekte 
der Kampagne ‚Wachstum und Beschäftigung 
durch Allianzen zwischen Kultur und Wirt-
schaft‘ regionale Netzwerke zwischen Touris-
musvereinen und -agenturen, Künstlern, Exi-
stenzgründern, Hotels und Museen geschaffen. 
Die Netzwerke fördern den Kulturtourismus in 
Brandenburg. Mit diesen innovativen Ansätzen 
– den Netzwerken – werden für Kunst- und 
Kulturschaffende sowie Tourismusanbieter 
Unternehmenspotenziale erschlossen und da-
rüber Arbeitsplätze und Einkommen gesichert. 
Ein anderes Beispiel ist das aus dem EFRE 
geförderte ‚Geoportal Mittenwalde‘. Die Stadt 
Mittenwalde hat ein Informationssystem zu 
den Geodaten der Region für Bürger, Touristen, 
Investoren und Gewerbetreibende aufgebaut. 
Es informiert u. a. über planungsrelevante 
Daten der Stadt Mittenwalde und macht so 
diese Daten für die Bewohner der Stadt und 
für internationale Investoren leicht verfügbar. 
Das Projekt unterstützt somit den Weg in die 
Wissensgesellschaft und stärkt die regionale 
Wirtschaft und den Wirtschaftsstandort.

Auch für die Nachfolgestrategie Europa 2020 
führt kein Weg daran vorbei, die Wettbe-
werbsfähigkeit Europas zu steigern. Globali-
sierung, Wirtschafts- und Finanzkrise sowie 
demografischer Wandel, Klimawandel und 
Energie erfordern eine wettbewerbsorientierte 
europäische Entwicklungsstrategie. Branden-
burg begegnet den globalen Herausforde-
rungen etwa mit der Energiestrategie 2020 

sowie mit der gemeinsam mit Berlin erarbei-
teten Innovationsstrategie. 

Menschen befähigen

Der Erfolg der Strategie Europa 2020 steht 
und fällt mit den europäischen Bürgerinnen 
und Bürgern. Überall, auch in Brandenburg, 
müssen wir Veränderungen akzeptieren, sie 
aktiv mitgestalten und vorantreiben. Die zen-
trale Herausforderung für die EU-Strategie be-
steht daher darin, die Menschen zu befähigen, 
aktiv auf persönliche und gesellschaftliche 
Veränderungen zu reagieren und zu erkennen, 
dass die Strategie dabei hilft. Die Themen 
Innovation und Kreativität, Wachstum und 
Beschäftigung sowie Klimawandel und Energie 
sollen es den europäischen, deutschen und 
brandenburgischen Stellen ermöglichen, die 
Auswirkungen politischer Entscheidungen zu 
verdeutlichen. Wie eng wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit und soziale Nachhaltigkeit 
miteinander verknüpft sind, zeigt das Thema 
soziale Eingliederung. Langzeitarbeitslosigkeit 
und hohe Schulabbrecherquoten müssen nicht 
nur bekämpft werden, weil ihre Folgen für die 
betroffenen Menschen schwer zu ertragen 
sind. Können wir diese Menschen in den Ar-
beitsmarkt integrieren, mobilisieren wir auch 
volkswirtschaftliche Potenziale, die angesichts 
des rapide zunehmenden Fachkräftemangels 
für unsere Wirtschaft wichtig sind.

Zudem muss Brandenburg im weltweiten 
Wettbewerb um Investoren und kluge Köpfe 
ein starker Wirtschaftsstandort sein und ein 
attraktives und sicheres Lebensumfeld bieten. 
In diesem Wettbewerb können wir nur durch 
Einfallsreichtum und Innovation bestehen und 
das bedeutet stetige Veränderung. Verände-
rung, die wir wollen und gestalten müssen. Die 
zukünftige Strategie Europa 2020 kann dabei 
helfen, indem sie europarechtliche Vorausset-
zungen dafür schafft, dass wir in Brandenburg 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und 
soziale und umweltpolitische Nachhaltigkeit 
miteinander verbinden können. o 

Reiner Kneifel-Haverkamp, Kristin Dethloff, 
Ministerium für Wirtschaft und Europaangele-

genheiten des Landes Brandenburg (MWE)
Infos
Internetadresse des Geoportals Mittenwalde: 

http://mittenwalde.gdi-server.de

Lissabon in Brandenburg
Die ESF- und EFRE-Förderung des Landes orientiert sich an den Zielen der EU-Strategie

Ziele der Lissabon-Strategie

2005 wurde die Lissabon-Strategie überar-
beitet und auf die Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung ausgerichtet. Gleichzeitig 
wurden die europäischen Strukturfonds zum 
wichtigsten Umsetzungs- und Finanzie-
rungsmechanismus für die Lissabon-Strate-
gie. Als Ziele benennt die erneuerte Strategie

 in Menschen investieren und die Arbeits-
märkte erneuern;

 das Unternehmenspotenzial, insbesonde-
re von KMU, erschließen;

 Investitionen in Wissen und Innovation;
 Energie und Klimawandel.

An einer wettbewerbsorientierten europäischen Entwicklungsstrategie führt kein Weg vorbei. 
Das meinen die beiden Autoren des folgenden Artikels. Denn auch Brandenburg muss sich im 
Wettbewerb behaupten, und die Brandenburgerinnen und Brandenburger müssen Verände-
rungen aktiv mitgestalten. Eine europäische Entwicklungsstrategie soll Land und Bürger dabei 
unterstützen. Ins Land hinein kommen die Ziele der Strategie vor allem über den Europä-
ischen Sozialfonds (ESF) und den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).
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Die Lissabon-Strategie war von vornherein zu 
einseitig auf Wirtschaftswachstum ausgelegt, 
ohne Bezug zu den gesamtgesellschaftlichen 
Problemen, vor denen wir in Europa stehen. 
Kernstück waren Wachstum und Beschäf-
tigung, wobei Letztere aus dem Wachstum 
entstehen sollte. Ökologischen Belangen 
wurde erst seit Mitte 2001 ein gewisses 
Gewicht verliehen. Der Europäischen Rat hatte 
auf seiner Tagung in Göteborg, im Juni 2001, 
‚Umwelt‘ als dritten thematischen Pfeiler in 
die Lissabon Strategie eingefügt (siehe Kasten 
auf Seite 5, die Red.). Mit Göteborg begannen 
die Nachbesserungen, diese wurden jedoch 
immer wieder von der Realität eingeholt.

Nachhaltigkeit oft nur eine 
Worthülse

In der Praxis spiegelte sich die Entwicklung 
in der Strukturfondsförderung wider. So hatte 
der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss EWSA im Jahr 2004 empfohlen, für die 
Förderperiode der Strukturfonds 2007-2013 
die Nachhaltigkeitsstrategie als übergeordnete 
politische Zielstellung mit konkreten Umset-
zungsinstrumenten, eindeutigen Kompetenzen 
und Verantwortlichkeiten durchzusetzen. 
Das fand sich aber nicht ernsthaft in den 
Verordnungen der EU wieder. Entsprechend 
ging das Querschnittsziel Nachhaltigkeit mehr 
als Worthülse in die Länderprogramme zur 
Umsetzung der Strukturfonds ein.

Eine regelmäßige Analyse und Bewertung aller 
Politikbereiche anhand von Nachhaltigkeits-
kriterien, ein ernsthafter gesellschaftlicher 
Kommunikationsprozess zum Verständnis des 
Prinzips der Nachhaltigkeit und die offene Be-
nennung der notwendigen Konsequenzen für 
die langfristige Politik lassen so weiter auf sich 
warten. Auch bei der Vergabe der Struktur-
fondsmittel werden bisher keine ernsthaften 
Kontrollmechanismen bezüglich festgelegter 

Nachhaltigkeitskriterien eingesetzt, obwohl 
der EWSA dieses schon 2004 forderte. 

Engagierte Fondsverwaltungen

Umso erfreulicher war es, dass die Branden-
burger Fondsverwaltungen die mühsame Ein-
bindung von Grundsätzen für eine nachhaltige 
Entwicklung nicht aus dem Auge verloren und 
in Ansätzen weiterentwickelt haben. Nach 
meinen Erfahrungen sind es vor allem die Mit-
arbeite, welche Nachhaltigkeit mitdenken, ob-
wohl das Thema in den EU-Verordnungen und 
somit auch in den Operationellen Programmen 
der Länder vernachlässigt wurde. Das gilt auch 
für Brandenburg. In einer Zeit, in der die Wirt-
schaftslobby trotz Finanzkrise und sonstiger 
gesellschaftlicher Krisenerscheinungen immer 
noch den Ton angibt und sich die große Politik 
immer noch ziert, klare Akzente zu setzen, 
ist das Engagement der Fondsverwaltungen 
bemerkenswert. Sicher, auch in Brandenburg 
ist der ganz große Wurf noch nicht gelungen. 
Aber es zeigt, dass an der Basis im europä-
ischen Bürokratieranking die Zeichen der Zeit 
gesehen werden und Handlungsbereitschaft 
vorhanden ist.

Eine grundlegende Erneuerung der Lissa-
bon-Strategie leitete der Europäische Rat 
auf seiner Frühjahrstagung 2008 ein. Die 
EU-Kommission legte daraufhin ihr Konsulta-
tionspapier für die Agenda Europa 2020 vor. 
Aber auch dieser Vorschlag zeigt, dass der 
Gestaltungsspielraum für Politik und damit die 
Chance für eine ernsthafte nachhaltige Ent-
wicklung mit der Finanzkrise nicht so gewach-
sen ist, wie wir gehofft hatten. Dennoch, in 
Europa bewegt sich etwas. Neue Schlagworte 
wie ‚green growth‘ erobern die Debatten, vor 
allem im Zusammenhang mit der Klima- und 
Energiediskussion. Die Agenda Europa 2020 
soll aus Europa einen intelligenteren und 
ökologischeren sozialen Markt machen. Laut 

Präsident Barroso soll die Agenda zu einem 
ökologischeren und sozial integrativen Wachs-
tum führen, das hat er in seinen politischen 
Leitlinien dargelegt. Und der Konsultations-
vorschlag zeigt auf, wie die Europäische Union 
die Folgen der Krise bewältigen und künftige 
Krisen verhindern will. Dabei geht es um drei 
Schwerpunkte: Wertschöpfung durch wissens-
basiertes Wachstum, Befähigung zur aktiven 
Teilhabe an integrativen Gesellschaften sowie 
Schaffung einer wettbewerbsfähigen, ver-

netzten und ökologischeren Wirtschaft. Aber 
auch beim letzten Schwerpunkt liegt die Prio-
rität darauf, Wirtschaftswachstum zu generie-
ren. Es gibt keine Vision der Kommission, über 
das Wachstum hinaus zu denken. Markt und 
Wachstum haben absolute Priorität, ob nun als 
wissensbasiert oder integrativ umschrieben. 
Die Politik hat von dem, was Nachhaltigkeit 
bedeutet, nichts verstanden – oder stoßen wir 
hier an Grenzen des Systems? Nachhaltige 
Entwicklung ist kein rein technisches Problem 
mit einer technologischen Lösung als Wachs-
tumsmotor. Wir benötigen eine Trendwende 
und eine Kurskorrektur zugunsten unserer 
Lebensgrundlagen und dem nachhaltigen 
Umgang mit ihnen. o 

Beate Schwigon

Eine Trendwende zugunsten der Lebensgrundlagen fordert Beate Schwigon. Sie arbeitete bis 
Ende 2009 in der Koordinierungsstelle der Landschaftspflegeverbände in Brandenburg und 
Berlin. In dieser Funktion vertrat sie die Brandenburger Umwelt- und Naturschutzverbände im 
Gemeinsamen Begleitausschuss des Landes zu den Strukturfonds. Für BRANDaktuell bewertet 
sie die Lissabon-Strategie und das Konsultationspapier Europa 2020 der EU-Kommission aus 
ökologischer Sicht. Ihr Fazit: Obwohl versäumt wurde, Nachhaltigkeit in den Verordnungen 
der EU zu implementieren, haben beispielsweise die Fondsverwaltungen in Brandenburg An-
sätze für nachhaltige Entwicklung weiterentwickelt.

Bleibt der Nachhaltigkeitsgedanke auf der Strecke?
Ein Standpunkt von Beate Schwigon, Landschaftspflegeverbände in Brandenburg und Berlin

Beate Schwigon hat bis Ende 2009 die Branden-
burger Umwelt- und Naturschutzverbände im 
Gemeinsamen Begleitausschuss des Landes zu 

den Strukturfonds vertreten
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Neue Kompetenzen für neue Jobs
Ein Forum der Europäischen Kommission brachte europäische Initiativen zusammen

Welche Kompetenzen werden in 10 oder 15 Jahren gefragt sein? Ob die Gesellschaft die rich-
tigen Antworten auf diese Fragen findet, ist entscheidend für die wirtschaftliche Entwicklung 
in Europa. Deshalb hatte die Europäische Kommission im Dezember 2009 zu einem Forum ge-
laden. Die entscheidende Frage war, wie zukünftig benötigte Qualifikationen heute antizipiert 
werden können. Hartmut Siemon, Geschäftsführer der LASA Brandenburg GmbH, hat an der 
Tagung teilgenommen und Brandenburger Ansätze vorgestellt.

EU-Studien –
künftige Kompetenzerfordernisse
Um ein solides Change-Management zu 
gewährleisten, hat die Kommission 18 Sek-
torstudien durchgeführt, mit dem Ziel, neu 
hervortretende Kompetenzen und künftige 
Kompetenzerfordernisse zu erkennen. Für 
die Studien wurde ein gemeinsamer szena-
riobasierter Prognoseansatz angewendet. 
Dadurch bieten die Studien die Möglichkeit, 
Qualifikationsbedarfe zu antizipieren und 
die Qualifikationen der europäischen Be-
schäftigten an den Wandel anzupassen. Der 
Prognosezeitraum reicht bis zum Jahr 2020. 
Die EU-Kommission stellte auf dem Forum 
die 18 qualitativen Studien vor, in denen für 
verschiedene Wirtschaftsbranchen zukünf-
tige Kompetenzbedarfe bis zum Jahr 2020 
untersucht worden sind.
Infos
Die 18 Sektorstudien im Internet: http://ec.europa.

eu/social/main.jsp?catId=784&langId=en

Die europäische Wirtschaft befindet sich 
mitten in einem Strukturwandel, den die 
Finanz- und Wirtschaftskrise noch verschärft 
hat. Auf der Konferenz flossen bis dahin eher 
parallel laufende Initiativen auf europä-
ischer Ebene zusammen. Es waren Initiativen, 
welche die Umstrukturierung in wichtigen 
Wirtschaftsbranchen nachhaltig begleiten. 
Und Initiativen, die helfen sollen, zukünftige 
Kompetenzerfordernisse abzuschätzen und die 
Kompetenzentwicklung europäischer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer zu begleiten.

Brandenburger Erfahrungen

Auf der Konferenz wurde deutlich, dass die 
Brandenburger Fachkräfteinitiativen, die 
seit Jahresanfang im Bündnis für Fachkräf-
te Brandenburg gebündelt sind, gut zu den 

Cedefop – neue Zahlen
Anfang Februar 2010 hat Cedefop aktuali-
sierte Prognosen veröffentlicht. Direktor Avi-
ana Bulgarelli präsentierte die Ergebnisse zu 
Nachfrage und Angebot an Qualifikationen 
auf einer Konferenz in Brüssel.
Infos
Prognosen des Cedefop: www.cedefop.europa.eu/

EN/identifying-skills-needs/index.aspx

europäischen Initiativen passen. Wichtige 
Erfahrungen aus Brandenburg, beispielsweise 
die Verbindung von statistischen, regionalen 
Auswertungen, Unternehmensbefragungen 
und Aktivierung der regionalen Partner, sind 
auch Elemente des europäischen Ansatzes. 
Die Brandenburger Erfahrungen konnten 
mit Akteuren aus anderen Regionen und mit  
Akteuren, die auf nationaler und europäischer 
Ebene agieren, ausgetauscht werden. Viele 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zeigten ein 
großes Interesse an einem Erfahrungsaus-
tausch mit Brandenburg. Umgekehrt hat der 
transnationale Austausch die eigene Sichtwei-
se erweitert und neue Impulse gegeben. o 

Hartmut Siemon, LASA Brandenburg GmbH
Infos
Dokumente des Forums auf den Internetseiten der EU-

Kommission: http://tinyurl.com/y8on7su

Was bedeutet Umstrukturierung?

Eine Umstrukturierung kann Maßnahmen wie die Reorganisation des Unternehmens, Be-
triebsstilllegungen, Konkurs, Fusion oder Übernahme, Unternehmensverkleinerung, Auslage-
rung oder Betriebsverlagerung beinhalten. Umstrukturierungen können durch Faktoren wie 
Globalisierung, Rückgang des Wirtschaftswachstums, Überalterung der Bevölkerung, Einfüh-
rung neuer Technologien, Klimaschutz- und Umweltschutzmaßnahmen notwendig werden. 
Die Veränderungen bieten neue Möglichkeiten, stellen uns aber auch vor Herausforderungen. 
Der Verlust des Arbeitsplatzes kann für den Einzelnen eine schmerzliche Erfahrung sein.

Was tut die EU?
Um die negativen Folgen zu begrenzen und positive Effekte zu verstärken, wird die Europä-
ische Union in den folgenden Bereichen tätig:

 Antizipation – genauere Prognosen, um Arbeitnehmer, Unternehmen und Regionen besser 
auf Veränderungen vorzubereiten;

 Vorbereitung – Investition in Humanressourcen und physische Ressourcen, insbesondere 
durch Bildung und Ausbildung;

 Change-Management – Vorschlagen von Lösungen zur Minimierung der Sozialausgaben, 
Förderung der Information und Konsultation der Arbeitnehmer.

Folgende Initiativen wurden ergriffen:
 Analyse auf Sektorebene und Studien zum Thema Umstrukturierung;
 Organisieren von Umstrukturierungsforen;
 Einrichtung einer Taskforce der Kommission, um sicherzustellen, dass alle EU-Politiken ko-
härent zusammenwirken, um die Umstrukturierungsprobleme wirkungsvoll anzugehen.

Workshop – qualitative und 
quantitative Ansätze verknüpfen
Ein Workshop beschäftigte sich damit, wie 
die qualitativen Ergebnisse in die quanti-
tativen Prognosen des Europäischen Zen-
trums für die Förderung der Berufsbildung 
(Cedefop) integriert werden können. Das 
Cedefop erstellt regelmäßig mittelfristige 
Prognosen zu Kompetenzbedarfen auf Basis 
makroökonomischer Modellrechnungen. Die 
EU-Kommission und das Komitee der Regi-
onen hatten Hartmut Siemon, Geschäftsfüh-
rer der LASA Brandenburg GmbH, eingela-
den, den Workshop zu leiten.
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Europa in Flen und Oxelösund
Wie eine Region südlich von Stockholm die Lissabon-Strategie für sich nutzt

Sie waren die Pioniere. Die Bürgermeisterinnen von Flen und von Oxelösund haben die 
Lissabon-Strategie in ihre Gemeinden gebracht. Und von dort aus in die Region Sörmland. 
Seit 2007 haben Sörmland und alle neun dazugehörigen Gemeinden eine gemeinsame Ent-
wicklungsstrategie. Mit der Sörmland-Strategie setzen sich die Region und Gemeinden Ziele, 
mit denen sie nachhaltiges Wachstum und eine nachhaltige Entwicklung erreichen wollen.

Sörmland – Region und Strategie

Die Region
Sörmland grenzt südlich an den Großraum 
Stockholm, im Osten, auf der anderen Sei-
te der Meeresenge, liegen die Baltischen 
Staaten. Diese Vorteile will die Region für die 
Entwicklung nutzen. Derzeit ist die Region 
zweigeteilt. Noch überwiegt das produzie-
rende Gewerbe, das einem starken globalen 
Wettbewerb ausgesetzt ist. Wissensbasierte 
Dienstleistungen sind wenig verbreitet und 
konzentrieren sich nur in einigen Kommu-
nen. Das Bildungsniveau der Bevölkerung ist 
niedriger als der schwedische Durchschnitt.

Handlungsfelder – Visionen
In Sörmland soll es einfach sein,

 lokal, regional oder weltweit zu agieren;
 Arbeit und Fachkräfte zu finden;
 zu lernen;
 Ideen umzusetzen und Unternehmen zu 
gründen;

 ein gutes Leben zu führen;
 zusammenzuarbeiten.

„Sie haben ein Modell entwickelt, die 
Lissabon-Strategie von unten in der Region 
zu implementieren“, sagt Elisabeth Langgren 
Lundov von der Regionalverwaltung Sörmland 
über die Bürgermeisterinnen von Flen und 
Oxelösund. Ausgangspunkte sind die Fragen, 
wo stehen wir heute und wo wollen wir in 
20 Jahren sein. „Diese Fragen hat dann jede 
Gemeinde in Sörmland für sich beantwortet.“

Von unten nach oben ...

Ausgehend von den Antworten haben die 
Gemeinden zusammen mit der Regional-
verwaltung Ende 2006 ein Leitbild für die 
Region entwickelt und darauf aufbauend 
eine Entwicklungsstrategie erarbeitet. In ihr 
sind Ansätze der Lissabon-Strategie sowie 
nationaler Initiativen, etwa Wachstumspro-

gramme, eingeflossen. Regionalverwaltung 
und Gemeinden haben für ihre Strategie sechs 
Handlungsfelder identifiziert (siehe Kasten) 
und für jedes Handlungsfeld Ziele definiert. 
Analog der Lissabon-Strategie haben sie In-
dikatoren aufgestellt, anhand derer gemessen 
werden kann, inwieweit die Ziele erreicht wer-
den. Für die Kommunen bedeutete es, dass sie 
Statistiken führen müssen. Etwa für Bevölke-
rungsentwicklung, Beschäftigung und Kohlen-
dioxidausstoß. Ende 2007 verabschiedete die 
Regionalverwaltung die Sörmland-Strategie. 

Gleichzeitig setzte die Region die beiden 
Bürgermeisterinnen als regionale Lissabon-
Berichterstatter ein. Sie sollen die Entwicklung 
auf europäischer, nationaler und regionaler 
Ebene beobachten und den Kommunen helfen, 
die Sörmland-Strategie zu implementieren.

... und von oben nach unten

Nachdem die Strategie auf Regionalebene 
verabschiedet ist, muss sie zurück in die 
Kommunen gebracht werden. „Die Kommunen 
entwickeln lokale Aktionspläne“, sagt Elisabeth 
Langgren Lundov. Die Regionalverwaltung 
unterstützt sie dabei. Bei der Umsetzung der 
Strategie stehen Kommunen und Region noch 
am Anfang. Oxelösund hat sich unter anderem 
einen dicken Brocken ausgesucht. In der 
Gemeinde steht der zweitgrößte Kohlendioxid-

Emittent Schwedens, ein Stahlwerk. „Die 
Gemeinde hat Gespräche mit der schwe-
dischen Regierung und dem Unternehmen 
aufgenommen“, sagt Langgren Lundov. Ziel sei 
es, durch technische Lösungen die Emissionen 
zu verringern.

Mit einer Kampagne möchte die Regional-
verwaltung den Bürgerinnen und Bürgern 
zeigen, wie die Europäische Union das tägliche 
Leben beeinflusst und wie die Bürger die EU 
beeinflussen können. In der Kampagne ‚Du und 

die EU‘ wetteifern die neun Kommunen darum, 
welche es am besten schafft, den Müll zu 
reduzieren, die Zahl umweltfreundlicher Autos 
zu erhöhen und das Bevölkerungswachstum zu 
steigern, alles Indikatoren aus der Lissabon-
Strategie. Die Bürger können auf einer Website 
die Entwicklungen verfolgen.

Neben der Vision Sörmland in 20 Jahren gibt 
es eine kleinere: „Wir wollen eine Pilotregion 
sein und unsere Erfahrungen weitergeben“, 
so Langgren Lundov. Sie ist stolz, dass die 
Europäische Kommission Sörmland gebeten 
hat, ein Seminar zu organisieren, für Regi-
onalvertretungen aus Schweden, aber auch 
EU-weit. Überhaupt, der Kontakt zur Kommis-
sion sei gut. „Es ist kein Problem für uns, an 
die Kommission heranzutreten“, erzählt sie. 
Die Kommission sei immer offen für Fragen. 
Dennoch, sie wünscht sich, dass die Kommis-
sion die Regionen strukturierter begleitet. „Es 
fehlt ein strukturierter Dialog.“ o	 (jac)
Infos
‚Du und die EU‘ auf den Internetseiten der Regional-

verwaltung Sörmland: http://tinyurl.com/yj2y7e5

Eine winterliche Straße in der Gemeinde Trosa, Sörmland
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Der 21. Beschäftigungsbericht ‚Beschäfti-
gung in Europa 2009‘ und der ‚Gemeinsame 
Beschäftigungsbericht 2009/2010‘ bilden eine 
Einheit. Während der ‚Gemeinsame Beschäf-
tigungsbericht‘ die konkreten Maßnahmen 
der Mitgliedsländer zur Bewältigung der Krise 
darstellt, analysiert der Bericht ‚Beschäftigung 
in Europa 2009‘ die neuesten Trends auf den 
EU-Arbeitsmärkten und unterlegt diese mit 
konkreten Daten. 

Beschäftigung rückläufig

Der Bericht ‚Beschäftigung in Europa 2009‘ 
zeigt, dass die Krise den europäischen Arbeits-
markt hart getroffen hat. Maßnahmen, die als 
Reaktion auf den wirtschaftlichen Abschwung 
ergriffen wurden, wie zum Beispiel das Kon-
junkturpaket der Europäischen Union, kürzere 
Arbeitszeiten oder vorübergehende Kurzarbeit, 
konnten die negativen Auswirkungen auf die 
Arbeitsmärkte 2009 abmildern. Dennoch sank 
die Nachfrage nach neuen Arbeitskräften um 
ca. 30 Prozent. In der gesamten EU stehen 9,7 
Millionen neue Arbeitsplätze, die in den Jahren 
2005 bis 2008 geschaffen wurden, einem pro-
gnostizierten Verlust von 7 Mio. Arbeitsplät-
zen in den Jahren 2009 bis 2010 gegenüber. 
Schätzungen gehen im Jahr 2009 von einem 
Minus von 2,3 Prozent aus. Damit ist schon 
jetzt abzusehen, dass das Ziel der Lissabon-
Strategie, eine Gesamtbeschäftigungsquote 
von 70 Prozent zu erreichen, verfehlt wird.

Auch die in der Lissabon-Strategie geforderte 
Mindestquote für Frauenbeschäftigung von 
60 Prozent und die Beschäftigung von älteren 
Arbeitnehmern (55 bis 64 Jahre) von 50 Pro-
zent kann voraussichtlich nicht erzielt werden. 
Zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten gibt 
es erhebliche Unterschiede beim Erreichen der 
geforderten Quoten. Während zum Beispiel 
Deutschland, Dänemark und Finnland die Vor-
gaben für alle auf EU-Ebene gesetzten Quoten 
erfüllt haben, liegen andere Länder wie zum 

Beispiel Italien und Malta über 10 Prozent 
hinter den Anforderungen (s. Tabelle rechts).

Jugendliche und Geringqualifi-
zierte besonders betroffen

Der Rückgang der Beschäftigung ist nicht nur 
in den Mitgliedstaaten unterschiedlich, er 
verteilt sich auch ungleich auf die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen. In den verschiedenen 
Altersgruppen verzeichnet die Gruppe der 15- 
bis 24-Jährigen mit 7,3 Prozent den höchsten 
Anstieg an Arbeitslosen. Das Problem der Ju-
gendarbeitslosigkeit in Europa wird demnach 
durch die Krise noch verschärft. Nur bei den 
älteren Arbeitnehmern war ein Zuwachs der 
Beschäftigung um 3,1 Prozent zu verzeichnen.

Betrachtet man die Beschäftigungsaussichten 
im Verhältnis zum Qualifikationsniveau, ist das 
Gefährdungspotenzial in Bezug auf Arbeits-
losigkeit der Geringqualifizierten besonders 
hoch. Hier muss ein Beschäftigungsrückgang 
von 4,9 Prozent verzeichnet werden. Inner-
halb der Gruppe der gut Qualifizierten war 
der Rückgang mit 2,6 Prozent nicht ganz so 
stark. Hochqualifizierte konnten hingegen 
einen Beschäftigungszuwachs um 3,1 Prozent 
erreichen. Diese Zahlen belegen die Tatsache, 
dass gute Ausbildung sowie kontinuierliche 
Qualifizierung die Wahrscheinlichkeit erhöhen, 
Beschäftigung zu sichern.

Langzeitarbeitslosigkeit weiterhin 
ein großes Problem

Langzeitarbeitslosigkeit ist eines der Haupt-
probleme der EU. In den USA, so der Bericht 
‚Beschäftigung in Europa 2009‘, sei das Pro-
blem weniger stark ausgeprägt. Die Langzeit-
arbeitslosigkeit in der EU wäre seit den 90er-
Jahren zwar kontinuierlich zurückgegangen, 
doch dauerte sie in 45 Prozent der Fälle immer 
noch länger als ein Jahr. In den USA träfe dies 
nur auf 10 Prozent zu. 

Das Hauptproblem der Langzeitarbeitslosigkeit 
liegt in der Abnahme der Beschäftigungsfähig-
keit und der damit einhergehenden sinkenden 
Aussicht auf einen Arbeitsplatz. Die Kommis-
sion befürchtet, dass ein zunächst krisenbe-
dingter Anstieg der Dauer der Arbeitslosigkeit 
zu einem dauerhaften Phänomen werden 
könne und ein zyklisches sich zu einem 
strukturellen Problem wandelt. Die Politik wird 
deshalb aufgefordert, aktive arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen gezielt auf Personengrup-
pen auszurichten, die besonders von Langzeit-
arbeitslosigkeit bedroht sind. Darüber hinaus 
gelte es, noch stärker den Flexicurity-Ansatz 
zu verfolgen, so die Kommission. 

Arbeitsmarkt mit hoher Dynamik

Es wird festgestellt, dass im Zeitraum von 
2002 bis 2007 fast 22 Prozent aller Beschäf-
tigten den Arbeitsplatz wechselten. Noch 
stärker ausgeprägt sei dieser Trend bei jungen 
Menschen im Alter von 15 bis 24 Jahren. 
Hier sind es ca. 70 Prozent. Diese Dynamik ist 
bezüglich der daraus erwachsenen Heraus-
forderungen sehr differenziert zu betrachten. 
Eine hohe Fluktuation kann unter anderem ein 
Indiz für die Unzufriedenheit mit den Arbeits-
bedingungen sein. Das Halten von Fachkräften 
verbindet sich deshalb mit der Notwendigkeit 
der Verbesserung von Arbeitsbedingungen. 
Andererseits ist Arbeitsmarktdynamik ein 
wichtiger Faktor struktureller Anpassungen. 
Dazu gehören u. a. die Zuwanderung zu ex-
pandierenden Wirtschaftsbereichen im Inland 
oder dem europäischen Arbeitsmarkt. Hier 
ergibt sich das Erfordernis der Förderung von 
Mobilität, wie z. B. nationale und internati-
onale rechtliche Regelungen in den sozialen 
Sicherungssystemen zur Bewahrung erwor-
bener Ansprüche. Die Kommission räumte ein, 
dass es schwierig sei, eine optimale Rate der 
Arbeitsmarktdynamik bestimmen zu können.

Umwelttechnologien als 
Antriebsmotor

Bei der Neustrukturierung der Arbeitsmärkte 
spielen nicht nur beschäftigungspolitische An-
sätze eine große Rolle. Als treibende Kraft für 
den Übergang zu einer wettbewerbsfähigen, 
wissensbasierten, nachhaltigen Wirtschaft der 
Zukunft werden der Einsatz von Umwelttech-

Rezession als Chance nutzen
EU-Beschäftigungsberichte: Krise trifft EU-Arbeitsmarkt hart 

Ende des Jahres 2009 präsentierte die Europäische Kommission den 21. Beschäftigungsbericht 
‚Beschäftigung in Europa 2009‘. Er gilt als Hauptinstrument zur Analyse der Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungsentwicklung in der Europäischen Union sowie der Kandidatenländer. 
Gleichzeitig bildete er eine wesentliche Grundlage für den ‚Gemeinsamen Beschäftigungsbe-
richt 2009/2010‘, der als Entwurf im Dezember 2009 erschien und im März dieses Jahres von 
den Ministern für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten im Rat diskutiert wird. Auch 
diese beiden Dokumente sind Beiträge zur Vorbereitung der neuen EU-Strategie 2020.
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Beschäftigungsquoten gesamt, Frauen und Ältere in den EU-Mitgliedstaaten 2008;
Quelle: Eurostat; *Die Daten für Rumänien basieren auf 2002, nicht auf 2000.

 BESCHÄFTIGUNGSQUOTE GESAMT: BESCHÄFTIGUNGSQUOTE FRAUEN: BESCHÄFTIGUNGSQUOTE ÄLTERE:
  Differenz Diff. zum  Differenz Diff. zum  Differenz Diff. zum
 2008 2008-2000 Ziel 2010 2008 2008-2000 Ziel 2010 2008 2008-2000 Ziel 2010

BE 62,4 1,9 7,6 56,2 4,7 3,8 34,5 8,2 15,5
BG 64,0 13,5 6,0 59,5 13,2 0,5 46,0 25,2 4,0
CZ 66,6 1,6 3,4 57,6 0,7 2,4 47,6 11,3 2,4
DK 78,1 1,8 > 74,3 2,6 > 57,0 1,3 >
DE 70,7 5,2 > 65,4 7,3 > 53,8 16,2 >
EE 69,8 9,4 0,2 66,3 9,4 > 62,4 16,1 >
IE 67,6 2,4 2,4 60,2 6,3 > 53,6 8,3 >
EL 61,9 5,4 8,1 48,7 7,0 11,3 42,8 3,8 7,2
ES 64,3 8,1 5,7 54,9 13,6 5,1 45,6 8,6 4,4
FR 65,2 3,1 4,8 60,7 5,5 > 38,3 8,4 11,7
IT 58,7 5,0 11,3 47,2 7,7 12,8 34,4 6,8 15,6
CY 70,9 5,2 > 62,9 9,3 > 54,8 5,4 >
LV 68,6 11,2 1,4 65,4 11,7 > 59,4 23,4 >
LT 64,3 5,3 5,7 61,8 4,0 > 53,1 12,7 >
LU 63,4 0,7 6,6 55,1 5,0 4,9 34,1 7,4 15,9
HU 56,7 0,4 13,3 50,6 0,8 9,4 31,4 9,2 18,6
MT 55,2 1,0 14,8 37,4 4,2 22,6 29,1 0,6 20,9
NL 77,2 4,3 > 71,1 7,6 > 53,0 14,8 >
AT 72,1 3,6 > 65,8 6,1 > 41,0 12,2 9,0
PL 59,2 4,2 10,8 52,4 3,5 7,6 31,6 3,2 18,4
PT 68,2 -0,2 1,8 62,5 2,0 > 50,8 0,1 >
RO* 59,0 1,4 11,0 52,5 0,7 7,5 43,1 5,9 6,9
SI 68,6 5,7 1,4 64,2 5,8 > 32,8 10,0 17,2
SK 62,3 5,5 7,7 54,6 3,2 5,4 39,2 17,9 10,8
FI 71,1 3,9 > 69,0 4,8 > 56,5 14,8 >
SE 74,3 1,3 > 71,8 1,0 > 70,1 5,1 >
UK 71,5 0,3 > 65,8 1,1 > 58,0 7,3 >
EU-27 65,9 3,7 4,1 59,1 5,4 0,9 45,6 8,7 4,4
Ziel bis 2010 70 Prozent Mehr als 60 Prozent 50 Prozent

nologien oder Initiativen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz genannt. 

Beschäftigungspolitische Ziele

Auch wenn die Herangehensweise zur Über-
windung der derzeitigen Krise in den Mitglied-
staaten durch unterschiedliche Zwänge und 
Situationen bestimmt werde, so gebe es, nach 
Ansicht der Kommission, trotzdem gemein-
same beschäftigungspolitische Ziele:

 Überwindung ansteigender Arbeitslosigkeit;
 Verbesserung beruflicher Übergänge, indem 
Kompetenzen und berufliche Anforde-
rungen besser abgestimmt werden;

 Unterstützung besonders betroffener Grup-
pen (Jugendliche, Geringqualifizierte) unter 
Berücksichtigung der Anforderungen des 
Arbeitsmarktes. 

In diesem Zusammenhang sei der ESF von 
besonderer Bedeutung. Er soll noch stärker die 
beschäftigungspolitischen Ziele der EU unter-
stützen. Die Initiative ‚Neue Kompetenzen für 
neue Beschäftigungen‘ werde z. B. die Ent-
wicklung von Strategien und Dienstleistungen 
zum Abbau des Missverhältnisses zwischen 
Qualifikationsangebot und Nachfrage verbes-
sern. Hierzu zählten auch Maßnahmen, die 
auf das Gleichgewicht der Geschlechter und 
auf die Beratung zu Bildungswegen abzielten. 
Viele Regionen, darunter auch Brandenburg, 
zielen mit dem Einsatz der Strukturfonds ESF 
und EFRE auf die Umsetzung dieser Schwer-
punkte. Das Brandenburger Regionalbudget, 
das mit ESF- und Mitteln der Kreise und 
kreisfreien Städte umgesetzt wird, bietet ins-
besondere Hilfen für Langzeitarbeitslose. ‚Aktiv 
für Arbeit‘, die Richtlinie zur Kompetenz-

entwicklung in KMU oder die Informations- 
und Beratungstätigkeit der ESF-geförderten 
Weiterbildungsdatenbank sind nur einige 
Beispiele des Förderangebotes im Land, die die 
beschäftigungspolitischen Ziele wirkungsvoll 
in den Regionen umsetzen helfen.

Als Fazit weist die EU in ihren Berichten 
darauf hin, dass Europa sich nicht auf die 
Krisenbekämpfung beschränken dürfe, sondern 
jetzt die Chance nutzen müsste, den europä-
ischen Arbeitsmarkt neu zu strukturieren und 
zukunftssicher auszugestalten. o

Martin Grafe, BBJ Consult AG
Infos
Bericht über die Beschäftigung in Europa 2009 im 

Internet: http://tinyurl.com/ya577jg;

Gemeinsamer Beschäftigungsbericht 2009/2010 im 

Internet unter http://tinyurl.com/yacrte4 
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Bildungsprämie
Mehr Weiterbildung für alle

Die Bundesregierung will noch mehr Men-
schen für die berufliche Weiterbildung 
mobilisieren. Da der Bedarf vor allem bei Ge-
ringqualifizierten besonders hoch eingeschätzt 
wird, diese in der Regel aber nur geringe 
Einkommen erzielen, unterstützt sie die Bun-
desregierung ganz besonders. Die seit Januar 
2010 aufgestockte ‚Bildungsprämie‘ bietet drei 
aktualisierte Finanzierungskomponenten:

 Die Bildungsprämie für Erwerbstätige ist 

  + + + Brandenburg-Förderticker + + +

Pflege und Beruf
Neue INNOPUNKT-Initiative

Zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege von Angehörigen wurde am 17. Februar 
2010 ein neuer INNOPUNKT-Ideenwettbewerb 
vom Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen 
und Familie ausgeschrieben. Gesucht werden 
neue Lösungen, um Beruf, Pflege und Familie 
so zu organisieren, dass die Anstrengungen 
für die betreffenden Personen zu schaffen 
sind. Von den rund 85.000 pflegebedürftigen 
Menschen in Brandenburg werden gut drei 
Viertel in häuslicher Umgebung betreut. Ihre 
Zahl wird sich in den nächsten 20 Jahren um 
etwa 70 Prozent erhöhen. Insbesondere sollen 
Unternehmen dafür gewonnen werden, die be-
troffenen Arbeitnehmer mehr zu unterstützen. 
Ziele des Wettbewerbs:

 zusätzliche Beratungs- und/oder Service-
angebote für Brandenburger Unternehmen 
und Beschäftigte sowie Arbeitsuchende,

 Unternehmen entwickeln für sich oder im 
Verbund mit anderen Unternehmen und in 
Kooperation mit Dienstleistern Lösungen 
zur Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Pflege und setzen diese um,

 Erweiterung der regionalen Angebote 
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Erwerbsarbeit und Pflege. 

Infos
Der INNOPUNKT-Ideenwettbewerb wird aus 

Mitteln des ESF und des Landes Brandenburg 

finanziert. Die Ausschreibung finden Sie demnächst im 

Web der LASA Brandenburg GmbH unter www.

innopunkt.de und http://wettbewerb.innopunkt.de

 

Existenzgründungen
Förderübersicht für Brandenburg

Das Land Brandenburg ist mit seiner Grün-
dungsbilanz Spitze in Deutschland. Damit das 
so bleibt, hält neben der Existenzgründerför-
derung des MASF auch das Ministerium für 
Wirtschaft und Europaangelegenheiten (MWE) 
eine Palette von Förderprogrammen für Exi-
stenzgründungen bereit. Die Förderfibel wurde 
im Dezember 2009 aktualisiert.
Infos
Eine vollständige Übersicht über alle Programme im 

Land Brandenburg finden Sie auf den Internetseiten 

des Gründernetzwerkes http://tinyurl.com/y9smmcw

Die Förderfibel finden Sie als PDF-Datei auf den Inter-

netseiten der ILB http://tinyurl.com/yk82uzf

Ideenwettbewerb ProVIEL
Wachstum und Beschäftigung

Das Ministerium für Wirtschaft und Europa-
angelegenheiten Brandenburg lobte diesen 
Ideenwettbewerb für das ‚Brandenburger In-
novationsprogramm zur Förderung der Imple-
mentierung neuer Lösungen für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung‘ (ProVIEL) aus. Ziel 
ist nicht die Entwicklung neuer Technologien, 
sondern die Nutzung der Potenziale, die in 
neuen Technologien stecken. ProVIEL fördert u. 
a. neuartige Wertschöpfungsketten, innovative 
Dienstleistungen und auch Prozessoptimie-
rungen. Zielgruppe des Innovationsprogramms 
sind kleine und mittlere Unternehmen des 
Dienstleistungssektors, des Handwerks und des 

produzierenden Gewerbes in allen Branchen-
kompetenzfeldern des Landes Brandenburg. 
Das Programm ist bis 2013 mit drei Millionen 
Euro ausgestattet. Der Ideenwettbewerb ist 
Teil eines zweistufiges Verfahrens, das für 
dieses Jahr im Februar endete, jedoch jährlich 
bis 2013 zu anderen Querschnittsthemen neu 
ausgelobt wird. Gefördert werden zuwen-
dungsfähige Ausgaben pro Unternehmen in 
Höhe von max. 100.000 € (ohne Umsatzsteu-
er). Die Förderquote beträgt bis zu 75 Prozent 
bei Verbundvorhaben mehrerer Unternehmen 
und bis zu 60 Prozent bei Einzelvorhaben.
Infos
Internet: www.proviel.brandenburg.de,

Hotline: (03 31) 2 01 27 26 

Wirtschaftsbezogene EU-Projekte
Neue Richtlinie für INTERREG IV

Für die Förderung von transnationaler und 
interregionaler Zusammenarbeit können ab 
sofort Anträge gestellt werden. Die ent-
sprechende Richtlinie des Ministeriums für 
Wirtschaft und Europaangelegenheiten zur 
Förderung der nationalen Kofinanzierung ist 
im November in Kraft getreten. Damit können 
Projekte der EU-Programme ‚Baltic Sea Region‘ 
(INTERREG IV B), ‚Central Europe‘ (INTERREG 
IV B) und ‚Interregional Cooperation‘ (INTER-
REG IV C)‘ unterstützt werden. Die Richtlinie 
gilt bis zum 31. Dezember 2013. 
Infos
InvestitionsBank des Landes Brandenburg (ILB), Stein-

straße 104-106, 14480 Potsdam; Tel.: (03 31) 6 60-0

  + + + Bundes-Förderticker + + +

von 154 auf maximal 500 Euro gestiegen. 
Anspruchsberechtigt ist, wer max. 25.600 
Euro oder 51.200 Euro bei gemeinsam Ver-
anlagten im Jahr versteuert und mindestens 
den gleichen Betrag selbst zahlt. 

 Das Vermögensbildungsgesetz kann auch 
zur Finanzierung von Weiterbildung genutzt 
werden, auch während der Sperrfrist und 
ohne Verlust der Arbeitnehmersparzulage.

 Auch ein Weiterbildungsdarlehen kann bei 
höheren Einkommen genommen werden. 

Alle drei Komponenten sind kumulativ an-
wendbar. 

Achtung! Die Bildungsprämie ist nicht zu ver-
wechseln mit dem Brandenburger ‚Bildungs-
scheck‘, den es nur im Land Brandenburg gibt 
(s. BRANDaktuell Nr. 5/2009).
Infos

Die Initiative wird aus Mitteln des ESF 

und des Bundes finanziert. 

Die Förderrichtlinie finden Sie auf den Internetseiten 

des Bundesbildungsministeriums:

www.bmbf.de/foerderungen/14091.php 
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Programm für mehr Fachkräfte
NRW-Modell vielleicht für alle

Bei dem nur in Nordrhein-Westfalen 2008 
initiierten Modellprojekt ‚STARTKLAR!‘ koo-
perieren die Bundesagentur für Arbeit, das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) und zwei Landesministerien gemein-
sam. Ziel ist die Erprobung eines einheitlich 
strukturierten Übergangssystems von Schule in 
Ausbildung. Drei Jahre lang können Schüle-
rinnen und Schüler ihre Berufswahl testen. 
Rund 8.000 Jugendliche nutzen die Chance, 
sich in ca. 600 Stunden neben der Schule 
schon in ihren Wunschberufen Erfahrungen 
und Fertigkeiten anzueignen und verbessern 
damit auch ihre Berufschancen. Das Programm 
STARTKLAR! könnte aufgrund des Erfolgs, so 
die Bundesregierung in einer Presseerklärung, 
Vorbild für andere Bund-Länder-Vereinba-
rungen werden. Darauf sollten die Akteure 
vorbereitet sein.
Infos

Die Initiative wird aus Mitteln des ESF 

und des Bundes finanziert.

Internetseiten der Landesregierung Nordrhein-West-

falen: http://tinyurl.com/ydqmjmq, Presseerklärung der 

Bundesregierung: http://tinyurl.com/y8rboov

Gleichstellung
Förderung gestartet

Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, die Bundesvereinigung Deutscher Ar-
beitgeberverbände und der Deutsche Gewerk-
schaftsbund fördern Projekte zur beruflichen 

nationale Mobilität von Personengruppen mit 
erschwertem Zugang zum Arbeitsmarkt erpro-
ben. Die Projektteilnehmer sollen berufsprak-
tische Erfahrungen im EU-Ausland sammeln 
und damit ihre hiesigen Beschäftigungschan-
cen erhöhen. Der erste Aufruf galt der Projekt-
entwicklung für Jugendliche, der zweite, der 
voraussichtlich im Frühjahr starten wird, soll 
Menschen mit Behinderungen besonders för-
dern. Für sie soll der transnationale Austausch 
über sogenannte Lernplattformen organisiert 
werden. Die transnationalen Lernplattformen 
benötigen zur Gründung fünf Partner aus den 
EU-Mitgliedstaaten bzw. den Regionen, wobei 
ein Land als ‚Lead Partner‘ die Federführung 
übernimmt. Der federführende Mitgliedstaat 
stellt bei der EU-Kommission einen Antrag 
auf Finanzierung der Netzwerkaktivitäten. Die 
Lernplattformen sind grundsätzlich für alle 
Mitgliedstaaten offen und beinhalten z.  B. 
Studienbesuche, Peer Reviews, Workshops oder 
Politikforen. Mit dem Aufbau dieser Koopera-
tionen zwischen EU-Mitgliedstaaten wird der 
Transfer der Ergebnisse auf nationaler und auf 
der EU-Ebene unterstützt. 

Im Ergebnis des 1. Aufrufes vom Oktober 2008 
werden 70 Projekte in Deutschland, 8 davon 
in Brandenburg, gefördert. IdA wird bis 2015 
laufen.
Infos

Die Initiative wird aus Mitteln des ESF 

und des Bundes finanziert. 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Stefan 

Schulz-Trieglaff, Tel.: (02 28) 9 95 27-41 29, E-Mail:

stefan.schulz-trieglaff@bmas.bund.de, Internet:

www.esf.de/portal/generator/770/programm_ida.html

                          + + + EU-Förderticker + + + 

Chancengleichheit. Mehr Chancen für Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen – diese Idee 
steht hinter der Bundesinitiative ‚Gleichstel-
lung von Frauen in der Wirtschaft‘. Außerdem 
gibt es in Deutschland noch immer unberech-
tigte Verdienstunterschiede, wie auch Frauen 
noch weniger in Führungspositionen zu finden 
sind als Männer. Die Projekte müssen eines 
oder mehrere der folgenden Ziele verfolgen:

 eigenständige Existenzsicherung,
 gleiche Aufstiegs- und Karrierechancen,
 bessere Beteiligung an der Weiterbildung,
 Verringerung der Einkommensunterschiede
 sowie eine bessere Work-Life-Balance.

Die ersten elf Projektanträge wurden jetzt 
bewilligt. Projekte können fortlaufend einge-
reicht werden. Die Steuerungsgruppe votiert 
die eingereichten Projekte im 3-Monats-
Rhythmus. Die Auswahl der Projekte erfolgt in 
einem zweistufigen Verfahren: Interessenbe-
kundungs- und Antragsverfahren.
Infos
Die Initiative wird aus Mitteln des ESF und des Bundes 

finanziert.

Regiestelle ‚Bundesinitiative zur 

Gleichstellung von Frauen in der Wirtschaft‘, Tel.: (0 30) 

3 99 27-33 34, E-Mail: regiestelle@bundesinitiative-

gleichstellen.de, Internet: www.bundesinitiative-

gleichstellen.de 

Zweiter IdA-Aufruf angekündigt
Für Menschen mit Behinderungen 

IdA – Integration durch Austausch ist ein 
Bundesprogramm, das Projekte fördert, die den 
transnationalen Austausch und die trans-

PROGRESS
Gegen Armut und Ausgrenzung

PROGRESS fördert europaweit Beschäftigung, 
Soziales und Chancengleichheit und gilt als 
Instrument zur Durchsetzung der erneu-
erten Sozialen Agenda der EU. Es unterstützt 
zudem die Durchführung der EU-Strategie 
für Wachstum und Beschäftigung. Mit dieser 
Ausrichtung steht PROGRESS neben dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) und dem 
Europäischen Fonds zur Anpassung an die 
Globalisierung (EGF) vor allem auch für die 
Vorhaben anlässlich des Europäischen Jahres 
zur Bekämpfung von Armut und sozialer 

Ausgrenzung zur Verfügung. Das Programm 
fördert Projekte, 

 die sich gegen Diskriminierung richten, 
 die zu mehr Gleichberechtigung zwischen 
Frauen und Männern beitragen, 

 im Arbeits- und Gesundheitsschutz,
 die Beschäftigungschancen erhöhen und 
 sich gegen soziale Ausgrenzung engagieren. 

Mit dieser Bündelung von Zielen löste PRO-
GRESS vier Vorläuferprogramme ab, womit die 
EU die Mittelvergabe rationalisierte und die 
Maßnahmen konzentrierte. 

PROGRESS verfügt über ein Gesamtbudget 
von 743.25 Mio. Euro für einen Zeitraum von 

sieben Jahren (2007-2013). PROGRESS kann 
von allen 27-EU-Mitgliedstaaten, EU-Bewer-
berländern und EFTA/EWR-Ländern beantragt 
werden. Antragsteller können Mitgliedstaaten, 
regionale Behörden, öffentliche Arbeitsagen-
turen und nationale Statistikbehörden, Organi-
sationen, Universitäten, Forschungsinstitute 
sowie Sozialpartner und Nichtregierungsor-
ganisationen sein. Die Kommission trifft die 
Wahl der Projekte und stellt bis zu 80 Prozent 
der Finanzierung zur Verfügung.
Infos
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Sabine 

Overkämping, Tel.: (0 30) 1 85 27-67 59,

E-Mail: sabine.overkaemping@bmas.bund.de
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Landkreis Potsdam-Mittelmark
Fakten zu Bevölkerung, Arbeitsmarkt und Regionalbudget

Im Nachfolgenden stellen wir die Eckdaten zur Bevölkerungsstruktur, Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungssituation des Landkreises Potsdam-Mittelmark vor. 

 Bevölkerung
(Stand: 31.12.2008)

 Altersstruktur
(Stand: 31.12.2008,

 Quelle: Amt für Statistik
 Berlin-Brandenburg)

 Beschäftigte
(Stand: 31.03.2009)

 Arbeitslose
(Stand: Dez. 2009)

 Arbeitslosenquoten
nach Personengruppen

 (Stand: Dez. 2009)

 Schwerpunkte des 
 Regionalbudgetkonzeptes
 (1. März 2009 bis 
 28. Februar 2010)

 Infos

204.277 Personen, davon
männlich:  101.304  weiblich:  102.973

Altersgruppen:
1.  0 bis unter 25 Jahre: 47.385 (=  23,2 % der Gesamtbev.)
2. 25 bis unter 50 Jahre:  73.960 (=  36,2 % der Gesamtbev.)
3. 50 bis unter 65 Jahre:  41.979 (=  20,6 % der Gesamtbev.) 
4. 65 Jahre und älter: 40.953 (=  20,0 % der Gesamtbev.)

51.894 sozialversicherungspflichtig beschäftigte Personen,
davon          männlich:  27.339 weiblich:  27.656

8.471 Personen davon SGB III: 2.925
    davon SGB II: 5.546

Insgesamt:   7,8 % (bezogen auf alle Erwerbspersonen)
Frauen:  42,1 %   Männer: 57,9 %
unter 25 Jahre:   8,5 %   über 55 Jahre: 10,7 %

Spezifische Ziele des Regionalbudgets III: 
1. Überwindung von Arbeitslosigkeit und prekärer Beschäf-

tigung für Problemgruppen des Arbeitsmarktes u. a. in 
Einsatzbereichen mit hoher Bedeutung für die Regionalent-
wicklung

2. Verbesserung der Integration arbeitsloser Frauen und Män-
ner in das Erwerbsleben

3. Verhinderung der dauerhaften sozialen Ausgrenzung von 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes

4. Verbesserung und Ausrichtung von Zielstellungen und Ar-
beitsweise der Akteursnetzwerke

Landratsamt Potsdam-Mittelmark, Stab für Wirtschaftsförderung, Touris-

mus und Regionalentwicklung, Niemöllerstr. 1, 14806 Belzig; Eveline Vogel, 

Tel.: (03 38 41) 91-2 50, E-Mail: Eveline.Vogel@potsdam-mittelmark.de
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Belzig

Beschäftigungseffekte
über Tourismusentwicklung 

Da der Landkreis Potsdam-Mittelmark direkt 
an die Bundeshauptstadt Berlin sowie an die 
Landeshauptstadt Potsdam angrenzt, profi-
tieren Teile des Kreises von der ‚Speckgürtel-
funktion‘. Hier ist die Arbeitslosigkeit relativ 
gering. Mit dem Regionalbudget versucht 
der Landkreis, vor allem in den berlinfernen 
Regionen Beschäftigungseffekte zu erzie-
len. Wie diese Zielsetzung umgesetzt wird, 
darüber sprach BRANDaktuell mit Eveline 
Vogel vom Stab für Wirtschaftsförderung, 
Tourismus und Regionalentwicklung.  

Frau Vogel, welche Schwerpunkte haben Sie 
beim Regionalbudget III gesetzt? 
Neben der Schaffung von Beschäftigungsef-
fekten im ländlichen Raum steht bei uns die 
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen in den 
regulären Arbeitsmarkt im Vordergrund. Außer-
dem erhoffen wir uns über die Entwicklung des 
Wandertourismus, dass  langfristig erwerbs-
wirtschaftliche Arbeitsplätze entstehen. 

Wie setzen Sie die Ziele um und welche 
Bilanz ziehen Sie?
Um Langzeitarbeitslose mit multiplen Ver-
mittlungshemmnissen in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, haben wir das Projekt ‚AmigA‘ initi-
iert, das einen ganzheitlichen Ansatz verfolgt 
und auch die persönlichen und gesundheit-
lichen Probleme der Teilnehmer im Blick hat. 
Konkrete Beschäftigungseffekte haben wir vor 
allem mit dem Aufbau des Arbeitgeberzusam-
menschlusses ‚SaisonPlus‘ erzielt. Insgesamt 
können wir eine erfolgreiche Bilanz vorweisen. 
Es hat sich gezeigt, dass, wenn Zielvereinba-
rungen mit konkreten Kriterien verabredet wer-
den, sich die regionalen Projektakteure noch 
intensiver mit den zu erwartenden Ergebnissen 
auseinandersetzen. 

Welche Weiterentwicklung planen Sie für 
die nächste Runde des Regionalbudgets?  
Wir wollen auf den Erfahrungen der bisherigen 
Regionalbudgets aufbauen und auch die bisher 
gesetzten Ziele konsequent weiterverfolgen. 
Insbesondere über die Beschäftigungsprojekte 
im Tourismusbereich erhoffen wir uns Inte-
grationseffekte. Wir wollen beispielsweise ein 
Netzwerk aufbauen, das Arbeitsförderung und 
Standortpolitik rund um das Thermalsoleheil-
bad Belzig verknüpft. o		

(em)

Das Projekt wird aus Mit-

teln des ESF  und aus kom-

munalen Mitteln gefördert.
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Das Wandern ist nicht nur des Müllers Lust
Der Fläming wird als überregionale Wanderregion ausgebaut 

Findlingsmeer, Klangleiste, Pflückwiese und Insektenhotel - hinter diesen Namen verbergen 
sich Stationen eines Kindererlebnispfades, der bisher als Modell besteht. Der Erlebnispfad ist 
ein Teilbereich des Regionalbudgetprojektes ‚Wanderwegemanagement‘, das beim Arbeits- 
und Ausbildungsförderungsverein Potsdam-Mittelmark e. V. (AAfV PM e. V.) angesiedelt ist. 
Für den Landkreis ist dieses Projekt ein Baustein, um den Wandertourismus auszubauen und 
den Deutschen Wandertag, der 2012 im Fläming stattfindet, vorzubereiten. 

Roswitha Schulz, Rüdiger Dickmann und 
Marlen Widmer präsentieren mit Stolz den von 
ihnen erbauten Miniatur-Kindererlebnispfad 
auf einer Modellbauplatte. Es sind dort etwa 
20 Stationen vorgesehen, die die Kinder zum 
Entdecken, Staunen, Erleben und Ausprobieren 
einladen. 

Für die drei Teilnehmer des Projektes war das 
Erstellen des Modells Neuland, denn sie waren 
zuvor entweder im Handel, bei der Straßen-
wirtschaft oder im Büro tätig. Dennoch sind 
sie sicher, dass sich mit dieser Tätigkeit ihre 
Chancen auf den ersten Arbeitsmarkt erhöhen,  
denn Team- und Improvisationsfähigkeit seien 
bei jedem Berufsfeld wichtig. 

Wann, wo und wie der Kindererlebnispfad 
realisiert wird, ist aber noch ungewiss. „Wir 
verhandeln schon mit verschiedenen Kom-
munen, aber noch ist nichts spruchreif“, so 

‚Wanderwegemanagement‘
 
Der Landkreis Potsdam-Mittelmark sieht in der Entwicklung 
der Tourismusbranche gute Chancen für weitere Beschäf-
tigungsmöglichkeiten. So ist beispielsweise 2012 die Rei-
seregion Fläming Gastgeber des Deutschen Wandertages, 
zu dem 10.000 Gäste erwartet werden. Um sich auf das 
Ereignis vorzubereiten, wurde u. a. das Regionalbudgetpro-
jekt ‘Wanderwegemanagement‘ initiiert. Mit diesem Projekt 
nutzt der Landkreis die Möglichkeit, arbeitsmarktpolitische 
Effekte mit nachhaltiger Wirkung in größerem Umfang für 
die Wanderregion zu erzielen. An dem Projekt nehmen 20 
langzeitarbeitslose Frauen und Männer teil. Sie sind in sechs 
Teilbereichen tätig: Optimierung der Wegenetzstruktur, mo-
bile Reparaturgruppe, Anfertigen von Schildern, Qualitäts-
prüfung der Wanderwege, Digitalisierung der Wegestruktur, 
Planung und Modellbau eines Kindererlebnispfades. 
Infos
AAfV PM e. V., Kuhlowitzer Dorfstr. 25, 14806 Belzig; Kristin Brauns,  

Tel.: (03 38 41) 38 87-45, E-Mail: brauns@aafv.de 

Das Projekt wird aus Mitteln des ESF und des Landes  Bran-

denburg finanziert.

Roswitha Schulz. Dabei ist es im Hinblick auf 
den Deutschen Wandertag 2012 ziemlich 
wichtig, dass der Erlebnispfad auch Realität 
wird, denn in der Region existiert bisher kein 
einziger Wanderweg für Kinder. 

Auch die anderen Teilbereiche des Projektes 
‚Wanderwegemanagement‘ sind mit Vorberei-
tungen für das Großereignis beschäftigt. So 
wird die bisherige Wegenetzstruktur optimiert  
und digitalisiert oder die Infrastruktur, wie 
Schilder und Bänke, wenn nötig erneuert. 
„Dabei versuchen wir vor allem die Qualitäts-
kriterien des Deutschen Wanderverbandes zu 
erfüllen“, so Kristin Brauns, die Projektleiterin. 

Burgenwanderweg als  
Qualitätswanderweg

Der mit 147 Kilometern neu angelegte 
Burgenwanderweg erfüllt als erster Wander-

weg in Potsdam-Mittelmark 
die Kriterien des Wandersie-
gels. Der Rundwanderweg, 
der Belzig, Raben, Wiesen-
burg und Ziesar verbindet, ist 
zugleich auch Ausgangspunkt 
für weitere kleinere attraktive 
Routen, die um die regionalen 
Zentren angelegt werden.

Dass diese Arbeiten nicht mit 
dem Auslaufen des Regio-
nalbudgets III im Februar 
2010 beendet sind, hofft 
Kristin Brauns: „Es ist nicht 
nur wichtig, die bisherige 
Infrastruktur des Wegenetzes 
aufrechtzuerhalten und 
weiter auszubauen, sondern 
gerade bei Themenwander-
wegen gibt es noch viele 
Möglichkeiten und Inhalte, 
die wir im Hinblick auf den 
Deutschen Wandertag 2012 
nutzen sollten.“ o          (em)

Auch die neuen Schilder für die Wanderwege  
werden beim AAfV hergestellt

Die von Jessica Rosenthal gemalte Schnecke ist 
der Glücksbringer für den Kindererlebnispfad

Das Modellprojekt des Kindererlebnispfades mit 
den Stationen Fühlpfad und ‚Finde den Weg‘ 
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Existenzgründungsförderung zusammengefasst
Neue Richtlinie bündelt MASF-Existenzgründungsförderung 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Frauen und Familie (MASF) engagiert sich seit vielen 
Jahren bei der Unterstützung von Existenzgründungen. Seit 2001 fördert das MASF soge-
nannte Lotsendienste für Existenzgründungen aus der Arbeitslosigkeit. Für das Jahr 2010 ist 
eine neue Richtlinie geplant, die aus ESF- und Landesmitteln finanziert wird. Die Richtlinie 
des MASF zur ‚Förderung von Qualifizierungs- und Coachingmaßnahmen bei Existenzgrün-
dungen und Unternehmensnachfolgen im Land Brandenburg‘ (Existenzgründungsrichtlinie) 
soll die gesamte Existenzgründungsförderung des Arbeitsministeriums bündeln und bis Ende 
2013 gelten.  

Existenzgründungen stellen einen wichtigen 
strategischen Ansatz bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit dar, weil die Existenzgrün-
der und -gründerinnen in vielen Fällen nicht 
nur für sich selbst, sondern auch für neue 
Mitarbeiter Arbeitsplätze schaffen. Existenz-
gründungen sind zudem unverzichtbar für 
die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes. 
Durch Existenzgründungen erscheinen neue 
Anbieter auf den Märkten, die für den Wettbe-
werb wichtig sind. Gründerinnen und Gründer 
verwirklichen innovative Ideen, die für Fort-
schritt, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
entscheidend sind und für eine Erneuerung der 
Märkte sorgen. 

Nachdem in den Jahren 2007 und 2008 das 
Gründungsgeschehen in Deutschland im 
Vergleich zu den Vorjahren rückläufig war, ist 
für das Jahr 2009 aufgrund der schlechten 
konjunkturellen Situation ein Anstieg der 
Gründungszahlen zu erwarten, insbesondere 
von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit. Für 
das erste Quartal des Jahres 2009 meldete 
das Statistische Bundesamt einen Anstieg der 
Existenzgründungen bundesweit um 2 Prozent. 
Die Zahl der Neugründungen größerer Betriebe 
stieg sogar um 3,7 Prozent. 

Das Gründungsgeschehen reagiert – wie auch 
der Arbeitsmarkt – in der Regel mit Verzöge-
rung auf konjunkturelle Entwicklungen. Exi-
stenzgründungen werden als Beschäftigungs-
alternative wieder eine verstärkte Bedeutung 
erhalten. In den kommenden Jahren wird der 
Bedarf an einer Förderung für Existenzgrün-
dungen somit eher zu- als abnehmen.

In den neuen Ländern gibt es insbesondere 
zwei Gründertypen, nämlich Gründerinnen und 
Gründer, die aus der Arbeitslosigkeit heraus 
die Chance der Selbstständigkeit entwickeln, 
und Gründer, insbesondere mit akademischem 
Hintergrund, die innovative Produkte und 

Dienstleistungen in einem neuen Unterneh-
men zur Marktreife bringen. Beide Gruppen 
von Gründungswilligen gilt es daher besonders 
zu fördern. 

Schon 2005 kam die Evaluation der Lot-
sendienstförderung zu dem Ergebnis, dass 
Brandenburg über eine moderne, zielgruppen-
orientierte und differenzierte Existenzgrün-
dungsförderung verfügt. Bei der Ausgestaltung 
der neuen Richtlinie galt es daher, bewährte 
Regelungen und Instrumente zu erhalten und 
fortzuentwickeln, die Besonderheiten eines 
ostdeutschen Bundeslandes im Blick zu haben, 
aktuelle Entwicklungen und Impulse aufzu-
greifen und dort Änderungen vorzunehmen, 
wo sie notwendig sind. Die aktuelle Wirt-
schaftskrise hatte dagegen keine Auswir-
kungen auf die Ausgestaltung der Richtlinie.

Mit der neuen Existenzgründungsrichtlinie 
setzt das MASF seine seit dem Jahr 2001 
erfolgreiche Gründungsförderung fort. Die 
Richtlinie umfasst künftig die gesamte 
Existenzgründungsförderung des Arbeits-
ministeriums. Sie löst die seit Januar 2007 
bestehende Richtlinie ‚Förderung der qualifi-
zierten Beratung von Gründungswilligen in der 
Vorgründungsphase, von Existenzgründungen 
und -gründern in der Startphase sowie zur 
Begleitung von Unternehmensnachfolgen‘ 
ab. Die neue Richtlinie wird sechs Bereiche 
umfassen (s. Infokasten). Für sämtliche Förder-
bereiche ist eine spezifische Frauenförderung 
festgeschrieben. Bei den Lotsendiensten gibt 
es bereits seit 2007 die Verpflichtung, eine 
frauenspezifische Beratung vorzuhalten. In 
der Folge dieser Regelung ist der Frauenanteil 
an den Gründungen während der Laufzeit der 
bisherigen Richtlinie (2007 – 2009) von 42,4 
Prozent auf nunmehr 45,9 Prozent angestie-
gen; bei den regionalen Lotsendiensten lag der 
Frauenanteil zuletzt sogar bei 46,3 Prozent. o

Dr. Barbara Winde, MASF 

Neue Existenzgründungsrichtlinie
Die neue Richtlinie enthält im Wesentlichen 
folgende Inhalte:

 Regionale Lotsendienste/Lotsendienst für 
Migrantinnen und Migranten

 Auch künftig besteht in allen Landkrei-
sen und kreisfreien Städten ein regio-
naler Lotsendienst, der Erwerbslose oder 
von Erwerbslosigkeit bedrohte Gründer 
begleitet. Der landesweit agierende Mi-
grantenlotsendienst bleibt bestehen. 

 Gründungsservice an den Hochschulen
 Der Gründungsservice richtet sich an 

Gründungswillige aus den Hochschu-
len. Neu ist, dass bei der Ausrichtung 
der Förderung die besonderen Spezifika 
der Hochschulen berücksichtigt werden. 
Daher kann es zukünftig an jeder Hoch-
schule ein etwas anderes Förderangebot 
geben. 

 Förderung von innovativen Gründungen 
‚Innovationen brauchen Mut‘ (IbM)

 IbM richtet sich an Gründungswillige mit 
innovativen Gründungsideen, die eine 
spezifische Begleitung und ein individuell 
zugeschnittenes Coaching benötigen.    

 Gründungswerkstätten für junge Leute
 Hiermit sollen junge Frauen und Männer 

bis 27 Jahre dabei unterstützt werden, 
sich selbstständig zu machen. Die Grün-
dungsvorbereitung erfolgt in Gründungs-
werkstätten, die zwei Formen der Bera-
tung und Qualifizierung anbieten: zum 
einen die offene Individualbetreuung und 
zum anderen die Betreuung in sog. Busi-
ness-Inkubatoren, wo Sachfragen und 
Gründungskonzepte gemeinsam in Teams 
erarbeitet werden. 

 Beratungsstellen für die Unternehmens-
nachfolge

 Um einen Betriebsübergabeprozess effizi-
enter zu gestalten, werden die Übergeber 
und Übernehmer während des gesamten 
Übergabeprozesses durch Qualifizierung 
und Coaching begleitet. 

 Ergänzende experimentelle Aktionen
 Mit dem Instrument der ergänzenden 

experimentellen Aktionen können künf-
tig Träger, die bereits die Förderung für 
ein anderes Modul nach dieser Richtli-
nie erhalten, für innovative Ansätze eine 
zusätzliche Förderung erhalten. Dies gilt 
z. B. für einen regionalen Lotsendienst, der 
eine spezifische Betreuung für ältere oder 
behinderte Gründungswillige vorsieht.
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Erfolgreich gründen! 
Die Gründungsangebote der BTU Cottbus entwickeln sich weiter 

Um regionale Gründungsaktivitäten in der Lausitz zu stärken, treten die Gründervilla, das 
Zentrum für Gründungsförderung und -forschung ‚BIEM an der BTU Cottbus‘ sowie der Lot-
sendienst gemeinsam als ERFOLGREICH GRÜNDEN!-Team an der Brandenburgischen Tech-
nischen Universität (BTU) Cottbus auf. Das Team unterstützt gründungsinteressierte Akade-
mikerinnen und Akademiker bei der Umsetzung ihrer Unternehmensideen und hat, besonders 
in den letzten eineinhalb Jahren, die bestehenden Angebote ergänzt. Dadurch konnte das 
Gründungsthema fest in Lehre und Forschung an der BTU integriert werden. 

Was bietet das ERFOLGREICH GRÜNDEN!-
Team konkret Gründungsinteressierten an? 
Zum Einstieg in das Thema werden jedes 
Semester Studien- und Abschlussarbeiten zum 
Thema Unternehmensgründung angeboten. 
Ebenso ist es möglich, die Entwicklung von 
Unternehmensgründungen in bestimmten 
Branchen und Technologiebereichen zu 
analysieren oder die Bedeutung von Grün-
dungsaktivitäten auf ausgewählte Regionen zu 
untersuchen.

In der ‚Ideenwerkstatt‘ entwickeln Teilneh-
mende systematisch Gründungsideen. In Plan-

spielen, beispielsweise dem EXIST-priME-Cup, 
werden unternehmerische Entscheidungen 
simuliert. In Businessplan-Seminaren sowie 
Assessment-Centern arbeiten Studentinnen, 
Studenten und Gründungsinteressierte Ide-
enskizzen zu ersten Konzepten aus. Wer mit 
seinen eigenen Gründungsideen noch ganz 
am Anfang steht, wird durch die Gründervilla 
bei der Ideenschärfung und -ausformulierung 
individuell unterstützt. 

Studierende und Mitarbeitende, die gerne ein 
eigenes Unternehmen gründen wollen, jedoch 
keine marktfähigen Ideen haben oder noch das 
passende Team für ihre Idee suchen, können 

sich über eine Datenbank und mithilfe eines 
Matchingverfahrens mit passenden Ideen und 
gründungswilligen Teamkollegen ‚versorgen‘. 
Auch Ideen von Forschern und Erfindern, die 
nicht selber gründen wollen, können in die Da-
tenbank eingepflegt und von Gründungsteams 
umgesetzt werden. Qualifizierungsmaßnahmen 
zu den Modulen ‚Karriereplanung – Unterneh-
mensgründung als Alternative‘, ‚Teamkom-
petenzen‘ und ‚Ideengenerierung‘ können als 
Schnupperstunden, eintägige Workshops oder 
mehrtägige Summer Schools gebucht werden 
und runden das Angebot ab.

Die ‚Global Entrepreneur-
ship Week‘, eine weltweite 
Aktionswoche mit dem Ziel, 
den Unternehmergeist junger 
Menschen zu wecken, nutzte 
die BTU im November 2009, 
um das Gründungsthema 
konzentriert und in der 
Breite erfahrbar zu machen. 
Insgesamt waren sieben Lehr-
stühle aktiv eingebunden. In 
über 25 Lehrveranstaltungen 
sowie in der Ausstellung ‚Wie 
wurde ich UnternehmerIn?‘ 
wurde für das Gründungs-
thema sensibilisiert. Beim 

Brandenburger Regionaltreffen des Business-
plan-Wettbewerbs Berlin-Brandenburg und 
beim ‚meet & greet‘ kamen Interessierte mit 
regionalen Unternehmern und Business Angels 
aus Berlin-Brandenburg ins Gespräch.

Die vorgestellten umfangreichen Angebote des 
ERFOLGREICH GRÜNDEN!-Teams können nicht 
nur gründungsinteressierte Akademiker und 
Alumni von der BTU Cottbus, sondern auch 
von der Hochschule Lausitz nutzen. o 

Gabriele Weineck, BTU Cottbus
Infos
Internet: www.gruendervilla-cottbus.de,

www.tu-cottbus.de/biem

Schulpraktikantin Anna Kowalewski vom Max-Steenbeck-Gymna-
sium Cottbus hat gemeinsam mit der Gründervilla die Ausstellung 

zur ‚Global Entrepreneurship Week‘ konzipiert und organisiert 

Gründungsranking
Universität Potsdam gewinnt

Vom Studenten zum Unternehmer: Welche 
Universität bietet die besten Chancen, so 
lautet der Titel des Universitäts-Rankings, 
das vom Lehrstuhl für Wirtschaftsgeographie 
und Tourismusforschung der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München zum fünften 
Mal durchgeführt wurde.

Die Studie vergleicht für 59 deutsche Uni-
versitäten die Angebote in der akademischen 
Gründungslehre und die Unterstützung 
angehender Unternehmensgründer. Sieger 
des Rankings ist dieses Jahr die Universität 
Potsdam, die für sich 285 von 400 möglichen 
Punkten verbuchen konnte. Es folgen die Ber-
gische Universität Wuppertal mit 273 Punkten, 
die Technischen Universitäten in Dresden 
(262) und München (257) sowie die Otto-
von-Guericke-Universität Magdeburg (253). 
Die Brandenburgische Technische Universität 
Cottbus belegt den 11. Rang. 

Die Unterschiede zwischen den deutschen 
Hochschulen haben aber in den letzten zwei 
Jahren weiter abgenommen. Insbesondere bei 
der Qualifizierung und Betreuung von Grün-
dern sowie im Bereich der Kommunikation 
der Angebote hat es spürbare Verbesserungen 
gegeben, so ein weiteres zentrales Ergebnis 
des Rankings. 

Für die Weiterentwicklung der akademischen 
Gründungsförderung empfehlen die Autoren: 

 Angesichts der hohen Abhängigkeit von 
externen Mitteln sollten etablierte Förder-
strukturen hinsichtlich ihrer Bedeutung 
für das Gründungsgeschehen untersucht, 
priorisiert und durch einen stärkeren Einbe-
zug der Universitäten bei der Finanzierung 
langfristig gesichert werden.

 Bestehende Qualifizierungsangebote sind 
aufgrund der höheren Lernintensität der 
neuen Bachelor- und Master-Studiengänge 
stärker im regulären Fachstudium zu veran-
kern.

 Der länderübergreifende Informations- und 
Erfahrungsaustausch sollte insbesondere im 
Bereich der Politikgestaltung intensiviert 
werden. o    (em)

Infos
Internetseiten des Lehrstuhls für Wirtschafts-

geographie und Tourismusforschung:

http://tinyurl.com/yawfv54
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Servicestelle ‚Arbeitswelt und Elternzeit‘

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Familie und Frauen des Landes Brandenburg (MASF) hat 
im Mai 2008 eine Servicestelle ‚Arbeitswelt und Elternzeit‘ eingerichtet. Diese soll sowohl (wer-
dende) Eltern als auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) beraten, wie Schwangerschaft, 
Mutterschutz und Elternzeit von Beschäftigten reibungslos gestaltet und von den Betrieben 
unterstützt werden kann. 

Die Beratungsziele der Servicestelle sind: 

 den sich durch Schwangerschaft und Elternzeit ergebenden organisatorischen Aufwand für 
 KMU zu verringern; 

 die familienbedingten Auszeiten positiv zu gestalten; 
 die Rückkehr von Arbeitnehmer(inne)n aus der Elternzeit an ihren Arbeitsplatz zu erleichtern;
 Arbeitslose als Ersatzkräfte wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

Die Servicestelle ist bei der Landesagentur für Struktur und Arbeit (LASA Brandenburg GmbH) 
angesiedelt. Ein knappes Jahr nach Bestehen der Servicestelle wurden deren Konzept, Arbeits-
weise und Effekte von der Gesellschaft für Innovationsforschung und Beratung mbH (GIB) eva-
luiert. 

Infos
Internetseiten der Servicestelle: www.arbeitswelt-elternzeit.de

Den Evaluationsbericht können Sie als PDF-Datei im Internet herunterladen: http://tinyurl.com/yhok8xr

Die Servicestelle wird aus Mitteln des ESF und des Landes Brandenburg finanziert.

Damit der Spagat gelingen kann
Servicestelle ‚Arbeitswelt und Elternzeit‘ unterstützt werdende Eltern und Unternehmen

Mutterschutzgesetz, Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, Freistellungsregelung bei 
Krankheit des Kindes (SGB V, § 45) oder Eingliederungszuschuss (§ 218 SGB III): Diese nicht 
vollständige Aufzählung von Gesetzen und Regelungen tritt in Kraft, wenn Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen Eltern werden. Für werdende Eltern und vor allem für kleinere und 
mittlere Unternehmen (KMU) ist die rechtliche Lage nicht einfach zu überblicken. Hier setzt 
die Servicestelle ‚Arbeitswelt und Elternzeit‘ an, die beide Seiten berät, damit die Herausfor-
derung Mutterschutz und Elternzeit für Beschäftigte und Unternehmen zu aller Zufriedenheit 
gelöst werden kann. Inwieweit die Angebote der Servicestelle von Eltern und Unternehmen 
angenommen und beurteilt werden, war u. a. Gegenstand einer Evaluierung, dessen Ergeb-
nisse wir an dieser Stelle vorstellen. 

Bevor die einzelnen Ergebnisse der Evaluie-
rung vorgestellt werden, soll noch einmal das 
Spannungsfeld beleuchtet werden, in dem die 
Servicestelle tätig ist. 

Für die zukünftigen Eltern ist eine bevorste-
hende Geburt ein freudiges Ereignis. Dennoch 
stehen nun viele Neuerungen an und einiges 
ist zu beachten. Dazu gehört auch, wie es 
mit der beruflichen Entwicklung weitergehen 
wird, wie eine problemlose Rückkehr an den 
Arbeitsplatz gelingen kann und wie Beruf und 
Familie vereinbart werden können. 

Für die Arbeitgeber ist dieses ‚freudige Ereig-
nis‘ allerdings eher ein Hindernis, das es zu 
bewältigen gilt. So stellen sich mit der Ankün-
digung einer Schwangerschaft oder Elternzeit 
seitens der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vor allem folgende Fragen: 

 Wie lange wird die eingearbeitete Arbeits-
kraft noch zur Verfügung stehen? 

 Wie lange wird sie zu ersetzen sein? 
 Wie kann eine geeignete Ersatzkraft gefun-
den werden?

 Welche arbeitsrechtlichen Pflichten müssen 
beachtet werden?

Erschwerend kommt hinzu, dass im Umfeld 
von Schwanger- und Elternschaften eine Reihe 
gesetzlicher Regelungen Anwendung finden. 
Deshalb ist die rechtliche Lage komplex und 
für werdende Eltern und die Personalverant-
wortlichen in kleinen und mittleren Unterneh-
men nicht einfach zu überblicken. 

In diesem Spannungsfeld ist die Servicestelle 
mit ihren Beratungsangeboten recht erfolg-
reich tätig, so das Fazit der Evaluierung. Dieses 
Fazit ziehen die Evaluatoren aus folgenden 
Einzelergebnissen: 

 Das Konzept ist aus Sicht der Evaluation 
innovativ und schlüssig. Es wird eine Bün-
delung von Dienstleistungen angestrebt, die 
möglichst ‚aus einer Hand‘ erbracht werden 
soll. Neu sind die Ansprache von Arbeit-
geber und Arbeitnehmer von einer Stelle 
und der Anspruch, zwischen diesen beiden 
Seiten zu vermitteln. Dies ist eine wichtige 
Unterstützungsleistung bei der konkreten 
Gestaltung von Familienphasen und schafft 
damit positive Beispiele. 

 Die Versendung der Flyer mit einem 
Anschreiben an die Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, die die Schwangerschaft dem 
Landesamt für Arbeitsschutz gemeldet 
haben, sichert eine hohe und zielgruppen-
genaue Verbreitung. Unterstützend wirkt 
auch die Verknüpfung mit den Beratungs-
angeboten der Servicestelle, durch die et-
waige Fragen direkt geklärt werden können. 
Die Informationsangebote der Servicestelle 
(Flyer, Broschüren, Internetauftritt) können 
– auch im Vergleich zu anderen einschlä-
gigen Informationsangeboten – als sehr 
gut und informativ bezeichnet werden. Bei 
einer Überarbeitung der Informationsma-
terialien für Unternehmen sollten positive 
Aspekte einer familiengerechten Arbeits-
gestaltung für das Unternehmen deutlicher 
werden und auch die besondere Zielgrup-
pe Kleinstunternehmen (mit bis zu zehn 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern) 
stärker berücksichtigt werden. 

 Bei der Bewertung der Beratungsleistung 
der Servicestelle kommen 83 Prozent der 
befragten Arbeitnehmer und 78 Prozent der 
befragten Arbeitgeber zu dem Urteil, dass 
die Beratung der Servicestelle sehr nützlich 
gewesen sei. Was die Klärung von Fragen 
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„Auf Erfolgskurs“
Interviewt: C. Becker, Evaluator

Um genaue Fakten über die Effizienz der 
Servicestelle ‚Arbeitswelt und Elternzeit‘ zu 
erhalten, wurde vom Arbeitsministerium eine 
Evaluierung in Auftrag gegeben. BRANDak-
tuell sprach mit Evaluator Prof. Dr. Carsten 
Becker von der Gesellschaft für Innovati-
onsforschung und Beratung mbH (GIB) über 
Beratungsergebnisse und Perspektiven der 
Servicestelle. 

Die Servicestelle ist bei der LASA angesiedelt. 
Sie kann deshalb eine ‚neutrale‘ Beratung an-
bieten. Welche Vorteile ergeben sich dadurch?
Eine Besonderheit der Servicestelle ist, dass sie 
sowohl für die Unternehmen als auch für die 
Beschäftigten und werdenden Eltern beratend 
da ist. Allein schon das besondere Verhältnis, 
in dem beide Zielgruppen zueinander stehen, 
nämlich Arbeitgeber auf der einen und Arbeit-
nehmer auf der anderen Seite, erfordert von der 
Servicestelle, dass sie auf Neutralität achtet. 
Die Landespolitik ist aus Sicht der Zielgrup-
pen eine solche ‚neutrale Instanz‘ und damit 
eben auch die LASA in ihrer Rolle als zentraler 
Dienstleister für die Umsetzung der Arbeits- 
und Strukturpolitik des Landes.

Wenn die Servicestelle langfristig einen Bei-
trag zur Vereinbarung von Beruf und Familie 
leisten soll, in welche Richtung muss sie sich 
perspektivisch entwickeln?
Aus Sicht der Evaluation hat die Servicestelle 
in relativ kurzer Zeit sehr viel erreicht. Das Kon-
zept ist innovativ und schlüssig, eine effiziente 
Informationsinfrastruktur wurde aufgebaut, 
Kooperationspartner wurden erfolgreich einge-
bunden und last but not least ist es der Service-
stelle bereits im ersten Jahr gelungen, in großer 
Zahl Beratungen bei werdenden Eltern und bei 
den Unternehmensleitungen durchzuführen. 
Dieser Erfolgskurs sollte beibehalten werden. 
Wir haben der Servicestelle unter anderem 
empfohlen, weiterhin auf eine breite Ansprache 
und Beratung von Unternehmen zu setzen. In 
dieser Hinsicht ist es ratsam, verstärkt auch 
die Zusammenarbeit mit weiteren Kooperati-
onspartnern zu suchen, die bei der Unterneh-
mensansprache behilflich sein können. Denn 
wir wissen, dass es mitunter sehr viel Aufwand 
bedeuten kann, Unternehmen in größerer Zahl 
und über mehrere Branchen hinweg für das 
Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu 
sensibilisieren. o	     (em) 

betrifft, beurteilen die Nutzerinnen und 
Nutzer, dass die Servicestelle auf konkrete 
Fragen sehr gut eingegangen ist. Insgesamt 
kann die Qualität der Beratungen aufgrund 
der Kompetenz, Professionalität und des 
hohen Einsatzes der Mitarbeiterinnen der 
Servicestelle als sehr hoch eingeschätzt 
werden. Dieses schlägt sich auch in der sehr 
hohen Zufriedenheit der Nutzer nieder. So 
sind 100 Prozent der befragten Arbeitneh-
mer und 94 Prozent der Arbeitgeber mit 
der Beratungsleistung der Servicestelle voll 
oder überwiegend zufrieden. 

 Die Kooperationspartner, wozu u. a. die 
Agenturen für Arbeit, die Schwangeren- 
und Elternberatungsstelle, das Landesamt 
für Arbeitsschutz und die Servicestelle 
Elterngeld beim Jugendministerium gehö-
ren, beurteilen die Arbeit der Servicestelle 
als wichtig und gut. Insbesondere mit den 
Beauftragten für Chancengleichheit gibt 
es eine enge Kooperation. Mit den meisten 
anderen Partnern findet die Zusammenar-
beit eher punktuell statt. Die Gründe hierfür 
sind, dass die Kooperationspartner zumeist 
einseitig auf Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer oder Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber ausgerichtet sind. Die Service-
stelle wird deshalb von ihnen nur punktuell 
wahrgenommen. Für die perspektivische 
Entwicklung wäre es deshalb günstig, wenn 
weitere Kooperationspartner gewonnen 
werden können. Ein weiterer Ausbau der 

Kooperationen sollte vor allem der Errei-
chung von Vätern und ihren Arbeitgebern 
dienen. 

Nachhaltigkeit und Perspektiven

Grundsätzlich kommen die Evaluatoren zu 
dem Schluss, dass die Servicestelle ‚Arbeits-
welt und Elternzeit‘ ein sehr innovatives 
Modellprojekt darstellt, das verstetigt werden 
sollte, da es einen wichtigen und effektiven 
Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie in Brandenburg leistet. Dies ist u. a. 
darauf zurückzuführen, dass die Servicestelle 
als Dienstleistung für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer angelegt ist und den Dialog zwischen 
diesen beiden Partnern unterstützt. 

Damit diese Vermittlungsfunktion perspekti-
visch erhalten bleibt, empfehlen die Evalu-
atoren, dass der bisherige organisatorische 
Kontext weitergeführt wird, d. h. vor allem die 
Anbindung an die LASA und die kostenneutrale 
Beratung. Denn mit einer anderen organisa-
torischen Anbindung könnte die ‚Neutralität‘ 
nicht mehr unbedingt gewährleistet werden. 
Dies zeigt das Beispiel der Kooperationspart-
ner. Sie sind in der Regel auf eine der beiden 
Zielgruppen spezialisiert und nehmen die 
andere Seite kaum wahr. Dass aber beide Sei-
ten im Blickpunkt stehen und beraten werden, 
genau darin liegen der Innovationscharakter 
und die Stärke der Servicestelle. o   (em)

Beratungsthemen laut Befragung der Nutzerinnen und Nutzer
 (Arbeitgeber N=24 und Arbeitnehmer N=50)

Quelle: Nutzerbefragung der GIB Berlin, Juni-August 2009
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Sozialpädagogen und Sozialarbeiterinnen 
sind durch ihre Arbeit wie Zeugen, wenn es 
um Wirkungen von sozialpolitischen Ent-
scheidungen geht. Sie handeln an Nahtstellen 
zwischen Hilfe und Kontrolle und bewegen 
sich damit in sensiblen Bereichen im Leben 
von Personen und Familien. In Modellprojekten 
werden verbesserte Formen pädagogischer 
Arbeit gegen soziale Ausgrenzung erprobt. 
Solche Projekte entstehen oft im informellen 
Bereich. Sie verfügen über ein Potenzial von 
gemeinsamen bürgerschaftlichem Engagement 
und können wichtige Partner von Wirtschaft 
und Politik bei der Vorbeugung und Bekämp-
fung von Armut und Ausgrenzung werden. 
Dieses Potenzial wird noch zu wenig genutzt. 
So geschieht es, dass nützliche Modellpro-
jekte sich nicht entfalten, Sozialpädagogen 
bzw. -arbeiter vereinsamen, Diskurse stecken 
bleiben, gegeneinander statt gemeinsam ge-
arbeitet wird. Das muss sich ändern und dazu 
soll das Projekt beitragen, denn genügend 
Wissenschafts- sowie Erfahrungswissen liegen 
vor.

Wertschätzung fördern

Auch in Deutschland ist durch den ersten 
Armutsbericht der Bundesregierung im Jahr 
2000 das Ausmaß von Armut in der reichen 
Republik deutlich geworden. Doch die Arbeit 
von Sozialfachkräften hat das Aschenputtel-
Image noch nicht verloren, und zwar sowohl 
bei den Bedürftigen als auch in der Gesell-
schaft – bei den Hilfeempfängern nicht, weil 
die Arbeit oft ihre Privatsphäre berührt und 
in der Gesellschaft nicht, weil die Probleme 
möglichst geräusch- und kostenlos erledigt 
werden sollen. Die Bekämpfung von Verar-
mung und Verwahrlosung sucht nach wie vor 
nach Artikulierung, Publizität und Personifizie-
rung, obwohl sich die Mitgliedstaaten der EU 
im Lissabon-Prozess dazu bekannt haben. 

Die Wertschätzung dieser Arbeit liegt weit 
hinter ihren Aufgaben und Potenzialen zurück.  

An diesem Problem knüpft das Projekt an.Es 
soll jungen Menschen, die in der Branche 
‚Soziales‘ arbeiten möchten, helfen, sich in 
die weitere Entwicklung einzubringen und 
dabei eigene Standorte und Potenziale stärken. 
Sie sollen Mut fassen und sich nicht alleine 
wissen. 

Mut zur Partnerschaft

Menschen mit Armutserfahrung müssen sich 
als Teil der Lösungen erleben, indem sie als 
Nutzer von Initiativen in die Projektarbeit mit 
einbezogen werden. Welche Instrumente den 
Sozialarbeitern/-pädagogen dafür in die Hände 
gelegt werden können, soll sich im Ergebnis 
des Projektes zeigen. Gleichzeitig werden 
europaweit und generationsübergreifend Leit-
linien des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
verdeutlicht. Das Europäische Jahr zur Ar-
mutsbekämpfung bietet hierfür einen idealen 
Rahmen, das ‚Weimarer Dreieck‘ – Komitee zur 
Förderung der Deutsch-Französisch-Polnischen 
Zusammenarbeit – eine Kooperationsfläche. 
Das Auftaktseminar fand in Warschau Ende 
November 2009 statt. Seit dem betreiben die 
Studentinnen und Studenten Feldforschung. 
Das Zwischenseminar ist in Paris für April 2010 
geplant. Im Sommer erhalten die Studierenden 
Gelegenheiten zu Praktika in den Nachbarlän-
dern. Die Schlusskonferenz im Oktober 2010 in 
Schwedt/Oder unter der Schirmherrschaft der 
Ministerpräsidenten des Landes Brandenburg 
gibt ihnen Gelegenheit zum Austausch mit 
Verantwortlichen aus Politik und Wirtschaft.

Das Projekt steht auf vielen Füßen. Das Haus 
Neudorf e. V. als Initiator dieses Projektes 
kooperiert mit:

 Universität Paris X – Erziehungswissen-
schaften; ETSUP Paris; ESTES Strasbourg;

 Euro-cef, Comité d’Action Spécialisé pour 
l’Enfant et la Famille, Strasbourg;

 Mouvement International ATD Quart-
Monde, Frankreich und Polen;

 Universität Warschau; 
 I R S S Instytut Rozwoju Sluzb 
Spolecznych, Warschau;

 Sozialpädagogische FHS, Warschau;
 Fachhochschule Potsdam;
 Korczak Schule Fürstenwalde;
 dem DFJW und dem DPJW. o

Mascha Join-Lambert

Aschenputtel oder Vorhut einer neuen sozialen Bewegung?
Ein deutsch-französisch-polnisches Projekt zur Armutsbekämpfung von 2009 bis 2011

Der Freundeskreis des Hauses Neudorf e. V. baut seit 1997 ein offenes Haus in der Ucker-
mark – offen im Sinn von sozialen Zusammenhalt. Ein beständiges Team lebt und arbeitet 
hier über soziale, kulturelle, nationale und Altersgrenzen hinweg. Projekte mit verschiedenen 
Zielgruppen erproben neue Formen von Engagement für ein sozial zukunftsfähiges Europa. 
Eines davon ist dem EU-Jahr zur Armutsbekämpfung gewidmet. Deutsche, französische und 
polnische Studenten arbeiten gemeinsam an Impulsen zur Erneuerung der Sozialarbeit. 

Eine neue soziale Bewegung

Mascha Join-Lambert, Sie sind Geschäfts-
führerin des Hauses Neudorf e. V. Sie und 
Ihr Team erhielten mehrere Auszeich-
nungen für Ihr soziales Engagement. Ihr 
Erfahrungsschatz ist groß. Warum drängen 
Sie auf die europaweite Erneuerung der 
Sozialarbeit?
Es gibt eine Professionalität des Ideals, eine 
Kraft von Überzeugung und Warmherzig-
keit. Berufsanfänger besitzen sie. Sie ist 
die Grundlage für soziale Begleitung auf 
Augenhöhe. Unsere Verantwortung ist es, 
jungen Menschen ihre Neugier zu erhalten, 
ihre Freude am Menschen, ihren Glauben 
an einen menschenwürdigen und gerechten 
sozialen Raum in Europa.

Suchen Sie noch Partner für das Projekt?
Wir suchen innovative Projekte in Branden-
burg, die aktiv im Projekt teilnehmen möch-
ten; Feldforschung und Praktika ermöglichen 
oder die Schlusskonferenz mitgestalten.
Infos
Haus Neudorf e. V., Neudorf 9, 17268 Gerswalde; 

Tel.: (03 98 87) 69 66 90, 

E-Mail: atd.hausneudorf@t-online.de, 

Internet: www.hausneudorf.de

Mascha Join-Lambert
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Arbeitsschutzpreis
Sieger kommt aus Brandenburg

Arbeitsschutzprävention, gesundheitsför-
dernde Produktinnovation und betrieb-
liches Gesundheitsmanagement: In diesen 
Kategorien sind die fünf Preisträger des 
bundesdeutschen Arbeitsschutzpreises 2009 
besonders aktiv. Unter den fünf Preisträgern 
ist auch das Brandenburger Unternehmen 
Concert GmbH aus Pritzwalk.

Der jährlich verliehene deutsche Arbeits-
schutzpreis will positive Praxisbeispiele von 
Unternehmen hervorheben, die Sicherheit 
und Gesundheitsschutz verbessern und dabei 
auch wirtschaftlicher arbeiten. Um den am 
3. November 2009 verliehenen Preis hatten 
sich insgesamt 144 Unternehmen beworben. 
Eine mit Experten aus Wirtschaft, Politik und 
Verbänden besetzte Jury wählte die Siegerun-
ternehmen aus. Die Jury bewertete Kriterien 
wie Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit, Innovati-
on sowie Übertragbarkeit in den betrieblichen 
Alltag. Neben der Concert GmbH wurden die 
ZF Sachs AG (Schweinfurt, Bayern), die Mön-
ninghoff GmbH & Co. KG (Senden, Nordrhein-
Westfalen), die A. H. Winterberg GmbH & Co. 
KG (Wuppertal, Nordrhein-Westfalen) sowie 
die Schiller Zahntechnik GmbH (Salzgitter, 
Niedersachsen) ausgezeichnet.

Fitness der Mitarbeiter fördern

Der Pritzwalker Zellulosehersteller Concert 
GmbH ist ausgezeichnet worden, weil bei ihm 
Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten 
eine große Rolle spielen. So hat der Betrieb ein 
Gesundheitszentrum ins Leben gerufen und ein 
Gesundheitsprogramm für die Beschäftigten 
aufgelegt. Dieses beinhaltet Sozialberatung, 
Rückkehr- und Eingliederungsmanagement 
und Gesundheitsförderung. Die Aktivitäten 
sind kontinuierlich ausgeweitet worden, auch 
wenn es aufgrund des Zwei-Schicht-Systems 
nicht einfach ist, dies alles umzusetzen. 

Darüber hinaus hat das Unternehmen gemein-
sam mit zwei Partnern einen Ausbildungsgang 
zum ‚Betrieblichen Gesundheitsmanager‘ 
entwickelt, der ab 2010 an der Akademie für 
Gesundheitswirtschaft, Prävention und Life 
Science in Potsdam umgesetzt wird. o    (em)
Infos
Internetseiten der Gesetzlichen Unfallversicherung:  

http://tinyurl.com/ydnculo

Trotz breiter Informationsan-
gebote im Rahmen der Berufs-
orientierung verlassen immer 
noch zahlreiche Jugendliche 
die Schule ohne konkreten Berufswunsch oder 
genaue Vorstellungen vom beruflichen Alltag. 
Dies wirkt sich unmittelbar auf den Arbeits-
markt aus, denn viele Schülerinnen und Schü-
ler brechen nach kurzer Zeit ihre Ausbildung 
ab. Außerdem entscheiden sich immer noch 
viele Jugendliche für die tradierten weiblichen 
oder männlichen Berufsfelder und Branchen. 
So gehören zu den zehn beliebtesten Berufen 

bei den jungen Frauen nach wie vor die Büro-
kauffrau, Verkäuferin, Friseurin und Medizi-
nische Fachangestellte. Bei den männlichen 
Auszubildenden zählen zu den am stärksten 
nachgefragten Ausbildungsberufen der 
Tischler, Maler, Metallbauer und Elektroni-
ker.  

Chancengleichheit und Rollen-
vielfalt werden unterstützt

360 Ausbildungsberufe gibt es zurzeit in 
Deutschland und eine Vielzahl an Studienfach-
richtungen. Die Chance, aus der Vielzahl von 
beruflichen Perspektiven einen Beruf entspre-

Der Zukunftstag für Mädchen und Jungen im Land Brandenburg ist ein Aktionstag im 
Rahmen des Berufswahlprozesses, der sowohl von Mädchen als auch Jungen genutzt werden 
sollte, um sich im regionalen Umfeld über die möglichen Arbeitsfelder in Unternehmen zu 
informieren. Der diesjährige Zukunftstag findet am 22. April 2010 statt. 

chend der Neigungen und 
Fähigkeiten zu finden, unter-
stützt die Landesregierung im 
Rahmen des Zukunftstages. Die Schülerinnen 
und Schüler sollen vor allem angeregt werden, 
sich über geschlechteruntypische Berufe zu 
informieren. Mädchen können beispielsweise 
in einem Maschinenbauunternehmen oder in 
einem Forschungsinstitut erste Erfahrungen 

mit der Arbeitswelt sammeln. 
Und Jungen dürfen gern den 
Arbeitsalltag in einem Pflege-
heim oder in einer Kinderta-
gesstätte erleben. 

Wie in jedem Jahr richtet sich 
der diesjährige Aktionstag an 
Schülerinnen und Schüler der 
sechsten bis neunten Klassen 
aller Schulformen. In diesem 
eintägigen Betriebspraktikum 
erhalten die Jugendlichen 
einen Einblick in den be-
trieblichen Alltag und in die 
beruflichen Chancen im Land 
Brandenburg.  

Im Jahr 2009 haben 711 Un-
ternehmen im Land Branden-

burg 10.919 Plätze für Mädchen und Jungen 
zur Verfügung gestellt. In diesem Jahr sollten 
sich Unternehmen möglichst frühzeitig mit 
ihrem Angebot auf der Internetseite eintragen. 
Die Schülerinnen und Schüler haben dann die 
Möglichkeit, sich über die Aktionslandkarte für 
den Besuch in einem Unternehmen anzumel-
den. o 

Christine Bellot/Romina Rochow,  
Agentur BELLOT

Infos
Internet: www.zukunftstagbrandenburg.de

Zukunftstag 2009: Schülerinnen beim Besuch der  
MTU Maintenance Berlin-Brandenburg in Ludwigsfelde

Der Zukunftstag wird aus Mitteln des ESF und 

des Landes  Brandenburg finanziert.

Zukunftstag 2010
Ein fester Termin im Veranstaltungskalender
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Die GEKO e. V. wird in ihrer Arbeit durch die 
EU-Fonds ESF, EFRE und ELER und Landesmit-
tel gefördert. Die dafür zuständigen Ministe-
rien für Arbeit, Soziales, Frauen und Familie, 
für Wirtschaft und Europaangelegenheiten 
sowie für Infrastruktur und Landwirtschaft 
unterstützen den Verein. In 100 Veranstal-
tungen pro Projektjahr lernen die Schülerinnen 
und Schüler einen der wichtigsten Kern-
gedanken der Europäischen Union kennen: 
Strukturschwache Regionen der EU stehen im 
Mittelpunkt der Förderung. 

Gezielte Informationen für 
Jugendliche vor Ort 

Alle Klassen der Sekundarstufen I und II, alle 
Schulamtsbezirke Brandenburgs können an 
dieser Bildungsveranstaltung teilnehmen. 
Das Projekt setzt die Arbeit des EU-Projekts 
‚Europa im Blick – Schule und Wirtschaft‘ 
fort. So informierte GEKO e. V. zusammen 
mit dem damaligen Kooperationspartner 
bbw schon 2007 und 2008 in ausgewählten 

Kreisen über die Rolle der EU allgemein und 
organisierte komplementär Firmenbesuche 
für die Schulklassen. Die Dozenten vermitteln 
in Unterrichtsstunden Informationen zur EU. 
Zunächst zur Geschichte und Entwicklung der 
EU, zur EU-Erweiterung und dem Solidaritäts-
gedanken, der schließlich die Grundlage für 
die Existenz der EU-Fonds bildet. Danach liegt 
der Schwerpunkt auf den regionalen Voraus-
setzungen und den Rahmenbedingungen des 
Einsatzes der EU-Förderung in Brandenburg, 
wie z. B. die demografische Entwicklung oder 

die Förderphilosophie des Landes Brandenburg. 
Hier spielen Themen wie ‚Stärken stärken‘, 
Branchenkompetenzfelder, Fachkräfteförde-
rung und -bindung, Regionale Wachstums-
kerne oder die integrierte ländliche Entwick-
lung eine Rolle. 

Den Schülerinnen und Schülern wird das 
Entwicklungspotenzial Brandenburgs, insbe-
sondere an der Grenze zu Osteuropa, verdeut-
licht. Sie sollen damit eigene Perspektiven im 

Europa im Blick für den Aha-Effekt
Wie funktioniert die EU-Förderung in Brandenburg? 

Seit März 2009 führt die Gesellschaft für Europa- und Kommunalpolitik GEKO e. V. im Auf-
trag des Ministeriums für Wirtschaft und Europaangelegenheiten in Brandenburger Schulen 
Veranstaltungen durch, die Brandenburger Schüler und Schülerinnen mit den europäischen 
Strukturfonds vertraut werden lassen. Es handelt sich dabei um den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE) sowie den Europäischen Sozialfonds (ESF). Wie nah und eng 
verwoben das Wirken der EU-Förderung mit der Erlebniswelt der Jugendlichen ist, soll das 
Projekt ‚Europa im Blick – EU-Förderung im Land Brandenburg‘ verdeutlichen.

Spektrum der sich bietenden Möglichkeiten 
erkennen, die sie motivieren, im Land zu blei-
ben und sich hier zu verwirklichen. 

Lehrmaterial für den Aha-Effekt

Um den Jugendlichen den Zugang zum Thema 
zu erleichtern, wurden für dieses Projekt 
eigens Lehrmaterialien zum Thema entwickelt. 
Die Lehrkräfte erhalten z. B. auf einer CD 
regionenbezogenes und aktuelles Material zur 
Vertiefung und Weiterführung der Themen. Es 
gibt die sogenannten ‚Aha-Effekte‘, wenn die 
Schülerinnen und Schüler erkennen, dass  
z. B. die Modernisierung der Oberstufenzen-
tren, in denen sie lernen, in den letzten Jahren 
mit 300 Mio. Euro von der Europäischen Union 
gefördert wurde und berufsvorbereitende 
Bildungsmessen mit ESF-Mitteln unterstützt 
werden. Oder dass die Fleischerei von nebenan, 
um neue EU-Richtlinien zu erfüllen und die 
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, Förder-
gelder aus dem ELER-Fonds erhält und ... und 
... und.

Tue Gutes und rede drüber!

Das Projekt organisiert spezielle Veranstal-
tungen, die in der Öffentlichkeit über das Pro-
jekt informieren. Die erste fand im Juni 2009 
mit dem damaligen Europa-Staatssekretär Dr. 
Gerd Harms im Friedrich-Engels-Gymnasium 
Senftenberg statt. Mit den Schülern der Klasse 
11, 12 und 13 wurde anschließend auch die 
EU-geförderte Firma ‚Clever Foliendruck‘ 
besucht. Für das Jahr 2010 sind weitere 100 
Schulveranstaltungen in allen Schulamtsbezir-
ken geplant. Ein Veranstaltungsschwerpunkt 
wird auch in diesem Jahr die Europa-Woche 
sein. Sie findet vom 2. bis 10. Mai statt. Auch 
hierzu sind öffentlichkeitswirksame Events 
geplant. Das erste Event wird im Februar in 
Zusammenarbeit mit Brandenburger Schü-
lerzeitungen in der Voltaire-Gesamtschule 
Potsdam durchgeführt. o

Hans-Peter Hubert, Vorsitzender GEKO e. V.

Infos
Über den Fortgang des Projekts können sich Interes-

sierte sowohl über den Bildungsserver Berlin-Branden-

burg im Internet: http://tinyurl.com/yep2xzu als auch 

über die Homepage von GEKO e. V. www.geko-bb.de 

informieren.

Dieter Jetschmanegg (stehend) führte ins Thema ein und anschließend sprachen die Schüler und  
Lehrer des Friedrich- Engels-Gymnasium Senftenberg mit dem Staatssekretär Dr. Gerd Harms (2. v. l.)
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Die von Paweł Samecki bis Ende 2009 ge-
führte Generaldirektion hat die Aufgabe, den 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt (Kohäsion) durch Verringerung 
der Entwicklungsunterschiede zwischen Regi-
onen und Mitgliedstaaten stärken zu helfen. 
Hierzu werden in dieser Förderperiode ca. ein 
Drittel der Haushaltsmittel der EU eingesetzt. 
Nicht unbedeutende ESF- und EFRE-Mittel 
stehen auch dem Land Brandenburg zur Ver-
fügung. In seinem Orientierungspapier greift 
Samecki drei Schlüsselfragen auf:

 Welche Ziele soll die Kohäsionspolitik 
verfolgen, um den Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts begegnen zu können?

 Wie kann eine mehr auf Leistung und 
Ergebnis orientierte Politik gewährleistet 
werden? 

 Wie kann die Umsetzung der Politik effizi-
enter und einfacher gestaltet werden?

Auch wenn er betonte, dass das Orien-
tierungspapier seine persönliche Position 
beinhalte und keine offizielle Meinung der 
Kommission oder der Generaldirektion wieder-
gebe, ist sein Beitrag doch ein (ge)wichtiges 
Element in der Debatte über die Grundlagen, 
die Ziele und das Durchführungssystem der 
zukünftigen Kohäsionspolitik. 

Ziele für eine reformierte 
Kohäsionspolitik

So wie die Reform der Kohäsionspolitik im 
Jahr 2006 in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Prioritäten der Lissa-
bon-Strategie für den Zeitraum 2007-2013 
zu sehen ist, können auch die jetzt geführten 
Diskussionen nicht ohne den Blick auf die 
zukünftig umzusetzenden Gesamtziele der EU 
geführt werden. Deshalb sprach sich Paweł 
Samecki im Einklang mit der im Konsultati-
onspapier der Kommission vorgeschlagenen 
Strategie EU 2020 (vgl. KOM(2009)647) für 
den Übergang zu einer europäischen Gesell-
schaft aus, die auf einer ökologisch nachhal-
tigen, sozial integrativen und wissensbasierten 

Wirtschaft beruhe. Bei der Umsetzung dieser 
Vision in die Realität könne die Kohäsionspoli-
tik eine wichtige Rolle spielen. Die Vertiefung 
des europäischen Integrationsprozesses erfor-
dert nach Sameckis Auffassung die Ausrich-
tung der Kohäsionspolitik auf drei Ziele: 

 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung auf regionaler Ebene,

 Förderung des Wachstums in struktur-
schwachen Gebieten,

 Förderung der Integration über die Grenzen 
hinweg.

Konzentration auf Prioritäten

Kohäsionspolitik müsse sich auf Aktivitäten 
konzentrieren, die einen hohen europäischen 
Mehrwert versprechen, so der scheidende 
Kommissar. In Anlehnung an den sogenannten 
Barca-Bericht (siehe Brandaktuell 4/2009) 
sprach er sich für die Fokussierung des 
Einsatzes der Mittel im Politikbereich auf drei 
Schwerpunkte aus: 

 Stärkung der Wissensbasis für Wachstum;
 Verbesserung der Bedingungen für eine ver-
netzte, nachhaltige, ökologische Wirtschaft;

 Förderung der Beschäftigung und des sozi-
alen Zusammenhalts.

In diesem Kontext wird eine bessere Integra-
tion und flexible Nutzung der europäischen 
Fonds angemahnt sowie das Generieren von 
Synergien mit anderen Politikfeldern, wie z. B. 
der Forschungs- oder Wettbewerbspolitik. 

Ziele und hochrangige 
Ergebnisdiskussion 

Stärker als bisher sollten die Mitgliedstaaten 
auf das Erreichen von auf europäischer 
Ebene gesetzten Zielen verpflichtet werden. 
Grundlage hierfür seien aussagekräftige und 
vergleichbare Indikatoren. Im Klartext könnte 
das heißen, dass die Vergabe der finanziellen 
Mittel eng an diese Zielindikatoren geknüpft 
werden sollte. Sicher nicht ganz unproble-
matisch angesichts des unterschiedlichen 

Entwicklungsniveaus der Mitgliedstaaten.
Ein Anliegen von Samecki ist es insbesondere, 
das politische Gewicht der Kohäsionspolitik zu 
stärken. Bisher konzentrierten sich Debatten 
über die Ergebnisse zu sehr auf verbrauchte 
finanzielle Mittel oder die Verfolgung von Un-
regelmäßigkeiten. Eine hochrangige politische 
Debatte über Ergebnisse und Problemlösungen 
böte mehr Möglichkeiten zum Lernen vonei-
nander und könne so gleichsam zur Steigerung 
der strategischen Dimension und Sichtbarkeit 
der Kohäsionspolitik beitragen. 

Effizienzsteigerung bei Verfahren

Vereinfachung und Transparenz sind wohl 
Dauerthemen von Strukturfondsreformen, 
insbesondere bezüglich der Verwaltungs- 
und Kontrollsysteme. Veränderte Grundla-
gen für die Finanzströme zwischen EU und 
Mitgliedstaaten und neue Vereinbahrungen 
zur Managementverantwortung zwischen 
Kommission und Mitgliedstaaten sind nur zwei 
Themenbereiche im dargelegten Maßnah-
mepaket. Es könne z. B. überlegt werden, ob 
die Intensität von Kontrollen durch Brüssel 
in Abhängigkeit vom Entwicklungsstand 
der Verwaltungssysteme gestaltet werden 
könne. Nützlich sei auch die in Gang gesetzte 
Diskussion um hinnehmbare Fehlerrisiken. 
Die Fördergrundsätze und das Kriterium der 
Zusätzlichkeit sollten klarer und einheitlich 
definiert und angewendet werden. Im Hinblick 
auf den bisher geltenden Kofinanzierungs-
mechanismus schlägt Paweł Samecki vor, die 
Höhe der Kofinanzierung an das jeweilige 
BIP der Mitgliedstaaten zu binden, um der 
finanziellen Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Mitgliedstaaten gerecht zu werden. 

Die vielen der im Orientierungspapier unter-
breiteten Reformvorschläge bieten sehr kon-
krete Bezugspunkte für die weitere Diskussion 
auf europäischer und nationaler Ebene. Diese 
wird auch notwendig sein, geht es doch neben 
der finanziellen Debatte um die Perspektiven 
des europäischen Integrationsprozesses. o

Dr. Karin Rau, 
BBJ Consult AG

Infos
Das Konzept finden Sie auf den Internetseiten der EU:

http://ec.europa.eu/commission_barroso/samecki/

pdf/2009/2009_12_03_orientation_paper.pdf

Diskussion um die europäische Kohäsionspolitik 2014+
Neues Orientierungspapier für die zukünftige Kohäsionspolitik vorgelegt

Mitten in der aktuellen Strukturfondsförderperiode nimmt der Meinungsaustausch über die 
perspektivischen Ziele europäischer Zusammenarbeit und deren Umsetzungsmechanismen 
Fahrt auf. Die Kommission drängt - besteht doch angesichts veränderter Rahmenbedin-
gungen, die nicht zuletzt auch finanzieller Natur sind, Reformdruck. Zum Abschluss seiner 
Tätigkeit als EU-Kommissar für Regionalpolitik legte Paweł Samecki im Dezember 2009 ein 
Orientierungspapier zur Zukunft der Kohäsionspolitik vor.
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In der EU ist das BIP die zentrale Kategorie 
zur Bewertung des Entwicklungsstandes der 
einzelnen Mitgliedstaaten und eine Grundla-
ge politischer Entscheidungen. Nicht zuletzt 
basiert die Vergabe von Strukturfondsmitteln 
auf dem jeweiligen BIP der Länder. Zunehmend 
zeigt sich jedoch, dass dieses Herangehen 
weder nachhaltiges Wirtschaften noch soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Dimensionen 
genügend berücksichtigt. 

Veränderte Grundlagen für 
politische Entscheidungen 

Der Umweltkommissar Stavros Dimas ver-
deutlicht das Anliegen der Diskussion: „Wenn 
wir die Welt verändern wollen, müssen wir 
zunächst unsere Sichtweise der Welt verän-
dern, und hierfür müssen wir über das BIP als 
Maßstab hinausgehen.“ Das BIP messe weder 
ökologisch nachhaltige Entwicklung noch die 
soziale Integration als wesentliche Elemente 
modernen Fortschrittsverständnisses, so auch 
die Kommission. Die alleinige Orientierung an 
Effizienz und Wachstum kann den globalisier-
ten Anforderungen nicht mehr genügen. In 
ihrer Mitteilung ‚Das BIP und mehr – Die Mes-
sung des Fortschritts in einer Welt im Wandel‘  
schlägt sie deshalb Indikatoren vor, mit deren 
Hilfe die politische Entscheidungsfindung 
zukünftig unterstützt werden soll. 

Maßnahmen für eine bessere 
Messung des Fortschritts

Im Mittelpunkt der Mitteilung stehen fünf 
Maßnahmen, die die politische Entscheidungs-
findung in der EU qualifizieren sollen: 

 Ergänzung des BIP durch ökologische und 
soziale Indikatoren

2010 wird die Pilotfassung eines Umweltindex 
vorgestellt, der einen Rückschluss auf Fort-
schritte in zentralen Bereichen von Umwelt-
politik und Umweltschutz ermögliche, so die 
Kommission. Dieser Index umfasse zentrale 
Bereiche der Umweltpolitik wie beispielsweise 
Klimawandel und Energieverbrauch, Natur 
und Artenvielfalt sowie Luftverschmutzung 
und Auswirkungen auf die Gesundheit. Die 
Arbeiten an dem Umweltindex würden ergänzt 
durch die Optimierung von Indikatoren für 
Lebensqualität und Wohlergehen. 

 Einbeziehung von ökologischen und 
sozialen Anliegen in die volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen

Das BIP beruht auf einem international 
anerkannten System volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen. Dieses System stellt das 
wichtigste Instrument für die Wirtschafts-
statistik dar. Die Kommission arbeitet daran, 
das statistische Werk durch ökologische und 

soziale Gesamtrechnungen zu ergänzen. 

 Informationen in Beinahe-Echtzeit für 
die Entscheidungsfindung

Gegenwärtig bestehen hinsichtlich der 
zeitlichen Verfügbarkeit statistischer Daten 
beträchtliche Unterschiede. Während die 
wichtigsten Wirtschaftsstatistiken oft schon 
innerhalb weniger Wochen zur Verfügung 
stehen, seien Umwelt- und Sozialdaten häufig 
bereits zu alt. Deshalb arbeitet die Kommis-
sion daran, Umwelt- und Sozialindikatoren 
bereitzustellen. 

 Genauere Berichterstattung über Vertei-
lung und Ungleichheiten

Der Erfolg von Reformen, wie beispielswei-
se zur Bekämpfung des Klimawandels, ist 
entscheidend davon abhängig, dass sowohl die 
Lasten als auch die Vorteile gerecht verteilt 
sind. Demzufolge gewinnen Verteilungsfragen 
zunehmend an Bedeutung. Indikatoren, die 
einen Rückschluss auf Verteilungsfragen zu-
lassen, werden derzeit auch dafür entwickelt. 

 Entwicklung eines europäischen Anzei-
gers für nachhaltiges Wirtschaften

Die nachhaltige Entwicklung ist eine überge-
ordnete Zielsetzung der Europäischen Union. 
Mit dem übergeordneten Ziel der Beachtung 
der Grenzen natürlicher Ressourcen werde ein 
Instrument entwickelt, das besser als bisher 
Umwelttrends erfassen könne.

Setzen sich die Überlegungen der Kommission 
zu neuen Indikatoren und zur Neubewertung 
der Entwicklungsniveaus der Mitgliedstaaten 
durch, kommt mit Sicherheit nicht nur die Ver-
teilung von finanziellen Mitteln in Bewegung. 
Diese Positionsbestimmung ist ein Ausdruck 
für ein sich änderndes Fortschrittsverständnis, 
das mit sich wandelnden Prioritäten im poli-
tischen Handeln verbunden sein wird. Die Dis-
kussion ist in vollem Gange. Viele Argumente 
stehen dafür und viele dagegen. Kann es einen 
Gesamtindex für ‚Wohlstand‘ geben? Die Kom-
mission rief dazu auf, sich an der Diskussion 
zu beteiligen. Sie plant, über die Ergebnisse bis 
spätestens 2012 zu berichten. o

Marion Hildebrand, BBJ Consult AG
Infos 
Die Mitteilung der EU-Kommission finden Sie auf den 

Internetseiten der EU: http://tinyurl.com/ylnu2nt

Wachstum als Maßstab für Fortschritt?
Ist das BIP als Indikator noch geeignet, das Entwicklungsniveau einer Gesellschaft zu messen?

Diese Fragen stehen nicht erst in jüngster Zeit auf der Agenda nationaler und internationaler 
Diskussionen. Ob das Bruttoinlandsprodukt (BIP) – die Gesamtheit aller hergestellten Waren 
und Dienstleistungen einer Volkswirtschaft während eines Jahres – ausreicht, um politischen 
Fortschritt zu messen, wird von vielen Politikern und Wissenschaftlern mittlerweile infrage 
gestellt. Was die EU-Kommission dazu in einer Mitteilung an den Rat und das Europäische 
Parlament Ende 2009 veröffentlichte, steht nachfolgend im Mittelpunkt.

„Der Kopf ist rund, damit das Denken die Richtung ändern kann“, Francis Picabia
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Für die Eignung zu einer Leitungsposition in 
einem transnationalen Projekt spielt neben der 
fachlichen und sozialen auch die interkultu-
relle Kompetenz eine wichtige Rolle. Hierunter 
ist die Bereitschaft zu verstehen, sich auf 
sprachliche Barrieren, andere Verhaltens- und 
Arbeitsweisen, Werte und Normen einlassen zu 
können und tolerant mit diesen umzugehen. 
Schließlich ist jeder Führungsstil als solcher 
national und kulturell geprägt (z. B. sachlich 
aufgabenorientiert oder personenorien- 
tiert, durch Macht oder durch Gleichheit, 
durch Zielvereinbarung oder Visionen). Eine 
transnationale Projektleitung muss ihren 
Führungsstil um kulturelle Elemente erweitern 
und in der Lage sein, flexibel auf unterschied-
liche Erfordernisse und Probleme zu reagieren. 
Dies kann auch bedeuten, dass jede Projekt-
mitarbeiterin bzw. -mitarbeiter einer anderen 
Führung bedarf, entsprechend der eigenen 
Erwartung und Aufgabenstellung (situative 
Führung). In den verschiedenen Teams vor Ort 
ist die Einrichtung einer informellen Team-
leitung hilfreich, um die lokalen Aufgaben zu 
koordinieren und als Ansprechpartner/in für 
die Partner zu fungieren.

Motivation und Vertrauen

Eine wesentliche Rolle in einem transnatio-
nalen Projekt spielt die Motivation der Be-
teiligten: Projektleiter/in und Teammitglieder 
haben unterschiedliche Nationalitäten und 
arbeiten an verschiedenen Standorten. Nur 
durch ein hohes Maß an Einsatzbereitschaft 
bei allen Beteiligten kann das Projekt erfolg-
reich sein. Zentrale Frage für die Projektleitung 
ist, welche Faktoren für die Motivierung von 
Teammitgliedern verschiedener Kulturen von 
besonderer Bedeutung sind (z. B. Selbstver-
wirklichung, Wertschätzung, Erfolgserlebnis, 
Anerkennung, Verantwortung, Aufstiegs-
möglichkeit, Persönlichkeitsentfaltung, gute 
Führung, Gewinnung von Erfahrungen).

Entscheidend ist auch die Herstellung von 
Vertrauen im Team. Dies braucht Zeit und ist 
immer als Prozess zu betrachten. Maßnahmen 
zum Aufbau eines Wir-Gefühls wirken meist 
kurz- bis mittelfristig und müssen in Abstän-
den wiederholt werden. 

 Maßgeblich für die Bildung von Vertrauen 
ist das gegenseitige Kennenlernen der Kol-
legen im Team. Dies kann im Rahmen eines 
Start-up-Workshops geschehen.

 In den Wochen nach dem Meeting sollte 
das entstandene Vertrauen durch ent-
sprechendes Handeln erhalten werden, 
z. B. durch eine transparente zeitnahe 
Verbreitung von verständlich aufberei-
teten Projektinformationen, regelmäßige 
Telefonkonferenzen oder die Honorierung 
von persönlichen Leistungen der einzelnen 
Teammitglieder bzw. Gruppen.

 Vertrauensbildend sind z. B. gemeinsame 
Erlebnisse, die den Teamgeist wecken.  

Umgang mit Konflikten

Die unterschiedlichen kulturellen Prägungen 
der Projektmitarbeiter in internationalen 
Projekten können zu Missverständnissen, 
Fehlinterpretationen und somit zu Konflikten 
führen. Ursachen für Konflikte können ganz 
unterschiedlicher Natur sein, z. B. inhaltlich 
begründete oder prozessorientierte Konflikte 
bzw. solche, die auf Persönlichkeitstypen und/
oder Probleme in der Beziehung zwischen zwei 
oder mehreren Personen begründet sind, sowie 
Verständnisprobleme aufgrund mangelnder 
Sprachbeherrschung. 

Ein Konflikt kann z. B. entstehen, wenn eine 
deutsche Projektleitung zum ersten Projekt-
treffen fertige Arbeitspläne vorlegt, während 
die Teammitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
aus den anderen Ländern eine gemeinsame 
Planung der Projektarbeit erwarten und das 

erste Projekttreffen vordergründig nutzen 
wollen, sich atmosphärisch aufeinander einzu-
stimmen und Beziehungen als Grundlage für 
die Zusammenarbeit zu knüpfen.

Aufgrund des unterschiedlichen Umgangs mit 
Konflikten kann eine ‚deutsche‘ Vorgehenswei-
se, Konflikte zu lösen (im Sinne eines offenen, 
direkten Umgangs), nicht eins zu eins auf ein 
international agierendes Projekt übertragen 
werden. 

 Hinweis auf einen möglichen Konflikt kann 
sein, wenn Teammitglieder sich anders ver-
halten, als der Projektverlauf erwarten lässt 
und dies als Anzeichen für Unstimmigkeiten 
im Team interpretiert werden kann. 

 Bei der Konfliktdiagnose (Fragen nach 
Ursache und Kontext sowie Ausmaß des 
Konfliktes) müssen neben sachlichen Hin-
tergründen auch persönliche Handlungsori-
entierungen und Einstellungen, die kulturell 
geprägt sind, berücksichtigt werden. 

 Wichtig ist, eine innere Distanz zu den Kon-
fliktpersonen zu wahren, um relativ neutral 
für eine Klärung einzutreten. Die Frage 
nach der Ursache des Konfliktes und was 
verändert werden muss, ist dabei hilfreich. 

 Für eine konstruktive Konfliktklärung ist es 
wichtig, die Parteien als gleichberechtigt 
anzuerkennen und einen Weg zur gemein-
samen Lösungsfindung zu beschreiten. 

 Günstig ist, einen Konflikt schnell anzuge-
hen, solange die Motivation in Bezug auf 
das gemeinsame Vorhaben noch vorhanden 
ist. Jedoch muss die benötigte Zeit zur Ent-
wicklung dieser ‚gemeinsamen Vision‘ allen 
Projektbeteiligten eingeräumt werden. o

Barbara Schwarz, BBJ Consult AG

Management transnationaler Projekte 
Teil 3: Pflege der Partnerbeziehungen

Der Schlüssel zum Erfolg eines transnationalen Projektes ist die 
kontinuierliche Pflege der Partnerbeziehungen. Es gilt, mit kultu-
rellen Besonderheiten umzugehen und Hürden zu überwinden, die 

in nationalen Projekten nicht auftreten: Die Projektmitarbeiterinnen und -mitarbeiter leben 
in verschiedenen Ländern und sind kulturell unterschiedlich geprägt. Sie agieren räumlich 
weit voneinander entfernt, was die Kommunikation zusätzlich zur Sprachbarriere erschwert. 
Tatsächlich ist die Projektsprache in den meisten Fällen für den Großteil der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eine Fremdsprache.

Teamgeist – wichtiger Erfolgsgarant
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SGB-II-Analysen 
Migranten und Gleichstellung

Im Auftrag des Bundes ministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS) sind zwei Stu-
dien entstanden, die die Auswirkungen des 
Sozialgesetzbuches (SGB) auf die zwei ar-
beitsmarktpolitischen Zielgruppen Personen 
mit Migrationshintergrund und Frauen 
untersucht haben. Für beide Zielgruppen gilt, 
so die Ergebnisse, dass Verbesserungen nötig 
sind, um Benachteiligungen zu verhindern. 
Diese wären aber leicht umzusetzen, weil sie 
zumeist ohne Rechtsänderung und unabhän-
gig davon, wie die Grundsicherung organi-
siert ist, durchzuführen sind. 

Hilfeempfänger mit Migrationshintergrund, ihr  
Anteil an allen ALG-II-Beziehenden beträgt 
28 Prozent, sind Gegenstand der Studie ‚Die 
Wirkungen des SGB II auf Personen mit Migra-
tionshintergrund‘. Die von einer Forschungs-
gruppe unter Leitung des Instituts Arbeit und 
Qualifikation (IAQ) erstellte Analyse kommt 
zu dem Ergebnis, dass Sprachprobleme, die 
häufig fehlende Anerkennung ausländischer 
Abschlüsse und das Fehlen jeglicher Ausbil-
dung sich auf die Arbeitsmarktchancen der 
Migrantinnen und Migranten negativ auswir-
ken. Bei den Sanktionen seitens der Grundsi-
cherungsstellen sei Folgendes zu beobachten: 
Personen mit türkischer oder südeuropäischer 
Herkunft werden deutlich häufiger sanktio-
niert als (Spät-)Aussiedler und Personen aus 
Mittel- und Osteuropa. 

Bei der Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zur neuen ‚Grundsicherung 
für Arbeitsuchende‘ (SGB II) wurde auch die 
Gleichstellung der Geschlechter gesetzlich 
verankert. Doch die Praxis sieht anders aus, 
so das Fazit der Studie ‚Umsetzung des SGB 
II aus gleichstellungspolitischer Sicht‘, die 
ebenfalls von einer Forschungsgruppe unter 
Leitung des Instituts Arbeit und Qualifikation 
erstellt wurde. In der täglichen Praxis der 
Grundsicherungsstellen würden Frauen und 
Männer bislang sehr unterschiedlich ‚gefor-
dert und gefördert‘. So ist beispielsweise jede 
zweite Beschäftigung, die von weiblichen 
Hilfebedürftigen aufgenommen wird, lediglich 
ein Minijob. Männer werden dagegen häufig in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse vermittelt. o   (em)
Infos
Internetseiten des BMAS: http://tinyurl.com/yde67af

Diskussionsprozess zur Zukunft Europas
Aktive Teilnahme über europäische Bürgerkonferenzen möglich

Im Mai 2009 wurden in Brüssel 15 Empfehlungen europäischer Bürger für die zukünftige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Europäischen Union an führende EU-Politiker 
übergeben. Die Empfehlung zu Arbeitsbedingungen und deren Herausforderungen und Per-
spektiven in Europa bildete den Hintergrund einer Tagung, die am 30. November 2009 vom 
Netzwerk Europäische Bewegung in Berlin durchgeführt wurde.

Mit den ‚Europäischen Bürgerkonferenzen zur 
wirtschaftlichen und sozialen Zukunft‘ erhielt  
jedermann und -frau die Möglichkeit, aktiv an 
der politischen Debatte zur Wirtschaftskrise 
teilzunehmen. Die im Ergebnis des paneuro-
päischen Diskussionsprozesses formulierten 
Empfehlungen bilden den Hintergrund für 
durchgeführte Länderkonferenzen, in denen 
einzelne Empfehlungen mit unterschied-
lichsten Fachleuten diskutiert wurden, um sie 
in die politische Debatte einmünden zu lassen. 

In Berlin diskutierten am 30. November 2009 
Wissenschaftler, Politiker, Sozialpartner und 
Akteure die Empfehlung der Bürger, dass 
die EU auf der Basis einer harmonisierten 
Arbeitsrichtlinie für alle Europäer die gleichen 
Bedingungen und Regularien schaffen müsse. 

Ergänzt wurde diese Empfehlung durch die 
Forderung nach einer Verankerung des Grund-
satzes ‚Gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit‘ 
nicht nur zwischen Frauen und Männern, 

sondern auch zwischen Arbeitskräften aus 
unterschiedlichen Mitgliedstaaten der EU.

Die Diskutanten waren sich darüber einig, dass 
eine harmonisierte Arbeitsrichtlinie vor dem 
Hintergrund unterschiedlichster Gegeben-
heiten in den europäischen Ländern erstre-
benswert sei, um allgemeingültige Vorausset-
zungen für Mobilität und Gleichheit in ganz 
Europa zu schaffen. Aber der Weg dahin sei 
noch lang, weil nationale Gesetzgebungen und 

Standards nicht nur auf den 
Prüfstand gestellt, sondern 
auch Traditionen u. a. im 
Entscheidungsprozess be-
rücksichtigt werden müssten. 
Beim Grundsatz der gleichen 
Bezahlung für eine Arbeit 
gleichen Werts war man 
ebenfalls der Meinung, dass 
übergreifende Beschlüsse 
und Gesetze sicher weniger 
das Problem seien. Schwierig 
sei vor allem die praktische 
Umsetzung. 

Direkte Bürgerbetei-
ligung gewünscht

Und was ist nun das Fazit 
der Tagung des europäischen 
Netzwerkes in Berlin? Erstens, 
dass eine direkte Bürgerbe-
teiligung am europäischen 
Diskussionsprozess wich-
tig ist und auch von den 

Bürgern gewünscht wird. Zweitens, dass die 
Themenpalette, für die die Europäer Lösungen 
entwickelt sehen wollen, recht umfangreich 
ist. Letztendlich wurde auch deutlich, dass 
es lange dauern wird, bis es gelingt, einen 
(politischen) Konsens herzustellen. Dieser 
Konsens ist aber Voraussetzung dafür, dass die 
nationalen Disparitäten und divergierenden 
Interessen für die Schaffung eines soziale(re)n 
Europas überwunden werden. o	

Birgit Gericke, LASA 

Europäische Bürgerkonferenzen zur wirt-
schaftlichen und sozialen Zukunft

Das von der EU geförderte Projekt, das von der König-Bau-
douin-Stiftung in Zusammenarbeit mit 40 weiteren Partnern 
in ganz Europa umgesetzt wird, hat in den 27 Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft Online-Foren eingerichtet. Sie 
wurden bisher von über 250.000 Bürgern genutzt, um sich an 
den themenzentrierten Diskussionen zu beteiligen und Ideen 
zur Rolle Europas bei der Gestaltung der ökonomischen und 
sozialen Zukunft in einer globalisierten Welt zu entwickeln.

Zu den 15 Empfehlungen, die den EU-Politikern überreicht 
wurden, gehören im Rahmen der Beschäftigungspolitik u.  a. 
Forderungen zur Freizügigkeit des Arbeitsmarktes für alle eu-
ropäischen Arbeitskräfte, zum Mindestlohn in jedem EU-Mit-
gliedstaat und zu einem Rechtsanspruch auf faire Entlohnung 
und Arbeitszeiten.
Infos
Internet: www.europaeische-buergerkonferenzen.eu/de,

www.europaeische-bewegung.de
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Rechteck

? Welche gesetzlichen Grundlagen
gelten?

Die De-minimis-Regelung beruht auf der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Europäischen 
Kommission vom 15. Dezember 2006. Sie ist 
eine sogenannte Freistellungsverordnung. 
Hintergrund ist Artikel 87 Absätze 1 und 3 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EG-Vertrag). Darin wird be-
stimmt, dass staatliche Beihilfen, die durch die 
Begünstigung bestimmter Unternehmen den 
Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen 
drohen, mit dem ‚Gemeinsamen Markt‘ un-
vereinbar sind. Deshalb muss die Europäische 
Kommission immer rechtzeitig vor Gewährung 
einer staatlichen Beihilfe unterrichtet werden. 
Sie kann dann prüfen, ob die geplante Beihilfe 
mit dem ‚Gemeinsamen Markt‘ vereinbar ist. 
Um sich jedoch vor einer Flut von Anfragen zu 
schützen, erließ die Kommission die Freistel-
lungsverordnung, die die Zuwendungsgeber 
von dieser Unterrichtung der EU-Kommission 
unter bestimmten Voraussetzungen ‚freistellt‘. 

? Wann muss ein Zuwendungsemp-
fänger die De-minimis-Regelung 

beachten?
Diese Frage stellt sich für Zuwendungsemp-
fänger nur, wenn es sich bei der Zuwendung 
überhaupt um eine Beihilfe im Sinne von Art. 
87 Abs. 1 EG-Vertrag handelt. Das ist dann der 
Fall, wenn ein bestimmtes Unternehmen (der 
Zuwendungsempfänger oder ein von ihm ge-
schultes Unternehmen) durch die staatlichen 
Mittel (die Zuwendung/Förderung) begün-
stigt wird. Ein Unternehmen ist jede Einheit, 
unabhängig von ihrer Rechtsform, die einer 
wirtschaftlichen Tätigkeit nachgeht. 

? Wann liegt eine Begünstigung vor?
Eine Begünstigung liegt vor, wenn 

das Unternehmen einen geldwerten Vorteil 
erlangt ohne eine entsprechende Gegenlei-
stung zu erbringen. Eine Begünstigung in Form 
eines geldwerten Vorteils liegt nicht vor, wenn 
der Markt-Investortest erfüllt ist. Danach 

ist eine Begünstigung auszuschließen, wenn 
ein umsichtiger nach marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen agierender Privatinvestor in ver-
gleichbarer Lage die Maßnahme zu denselben 
Konditionen durchgeführt hätte, insbesonde-
re, wenn der staatlichen Begünstigung eine 
marktgerechte Gegenleistung gegenübersteht. 
Damit ist ersichtlich, dass die Gegenleistung 
marktwirtschaftlichen Gegebenheiten zu 
unterliegen hat. 

Ist der Begünstigte kein Unternehmen, son-
dern etwa eine einzelne Person, liegt schon 
keine Beihilfe mehr im Sinn Artikel 87 EG-
Vertrag vor. Oder: Erhält ein Unternehmen eine 
Zuwendung für die Erbringung einer Leistung 
und entspricht der Wert der Leistung dem 
Wert der Zuwendung, liegt keine Beihilfe vor. 

Erhält also ein Bildungsanbieter eine Zuwen-
dung von 5.000 Euro, um fünf Arbeitsuchende 
zu schulen, ist es keine Begünstigung des 
Bildungsanbieters, wenn die Ausgaben für 
diese Bildungsmaßnahme auch 5.000 Euro 
betragen. Das Unternehmen kann sich nicht 
bereichern. Die Arbeitsuchenden erhalten die 
Schulung zwar kostenlos, würden sich daher 
also bereichern. Jedoch gelten sie nicht als 
Unternehmen. Deshalb liegt keine Beihilfe im 
Sinne der o. g. Vorschrift vor.

? Welche Höchstbeträge können 
freigestellt werden? 

Liegen die Voraussetzungen von Art. 87 Abs. 
1 EG-Vertrag tatsächlich vor, kommt eine 
Freistellung der Beihilfe über die De-minimis-
Regelung in Betracht. Voraussetzung dafür ist, 
dass die Zuwendungen nach dieser Rege-
lung an ein Unternehmen innerhalb von drei 
Steuerjahren den Wert von 200.000 Euro nicht 
übersteigen. Für Straßentransportunterneh-
men gilt ein Gesamtbetrag von 100.000 Euro. 
Bestimmte Unternehmen, insbesondere in der 
Primärproduktion von Agrarerzeugnissen, der 
Fischerei und der Aquakultur, sind sogar ganz 
vom Anwendungsbereich der hier behandelten 

Fragen aus der Förderpraxis
Unter dieser Rubrik werden Ihre Fragen aus der Förderpraxis beantwor-
tet. Damit wollen wir Sie in Ihrem Projektalltag unterstützen. Sie können 

uns deshalb auch Ihre Fragen schicken.
?

Die De-minimis-Regelung
Wann und wie ist sie anzuwenden?

Regelung ausgeschlossen. Hat ein Unterneh-
men also im Jahre 2007 eine De-minimis-Bei-
hilfe von 100.000 Euro erhalten und im Jahre 
2008 in Höhe von 50.000 Euro, könnte es 
im Jahre 2009 nach dieser Regelung weitere 
50.000 EUR erhalten. Im Jahre 2010 könnte 
es 100.000 EUR erhalten, denn der Betrag aus 
dem Jahre 2007 würde nicht mehr berücksich-
tigt werden. 

? Wie erhält ein Unternehmen eine 
Freistellung?

Kann eine Zuwendung über die De-minimis-
Regelung freigestellt werden, wird das 
Unternehmen in der Praxis vor der Bewilligung 
vom Zuwendungsgeber um Abgabe einer De-
minimis-Erklärung gebeten. In dieser Erklärung 
muss das Unternehmen die erhaltenen und 
beantragten De-minimis-Beihilfen der ver-
gangenen zwei Jahre und des laufenden Jahres 
angeben. Der Zuwendungsgeber prüft dann, ob 
das Unternehmen unter Berücksichtigung der 
beabsichtigten Zuwendung die beschriebenen 
Höchstsätze überschreiten würde. Nach der 
Prüfung des Verwendungsnachweises erhält 
das Unternehmen vom Zuwendungsgeber 
eine De-minimis-Bescheinigung. In dieser 
Bescheinigung wird der De-minimis-Beihilfe-
betrag aus der abgeschlossenen Förderung 
den Beträgen aus der De-minimis-Erklärung 
hinzugefügt. Der Zuwendungsempfänger 
kann dann feststellen, ob und wie viel De-
minimis-Beihilfen er im laufenden oder in den 
folgenden Jahren beantragen kann. o

Henning Vetter, LASA Brandenburg GmbH
Infos
Ausführliche Informationen erhalten Sie auf den 

Internetseiten des Bundesamtes für Wirtschafts- und 

Ausfuhrkontrolle: www.bafa.de/bafa/de/hilfe/de_

minimis/index.html

Wichtig: Ansprüche auf eine rechtliche Beurteilung 

eines Sachverhalts durch den Zuwendungsgeber 

lassen sich aus Beiträgen in BRANDaktuell selbstver-

ständlich nicht herleiten.

Erhalten Unternehmen eine De-minimis-Beihilfe, 
gilt es einiges zu beachten
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Im nächsten Heft

Akzente – Kultur- und Kreativwirtschaft:
Die wirtschaftliche Bedeutung in Bran-
denburg, Beschäftigungspotenzial und  
Entwicklungsansätze

Akzente – Medien:
Das Branchenkompetenzfeld Medien und 
Informations- und Kommunikationstech-
niken in Brandenburg 

Newsletter und PDF
Wollen Sie noch umfangreicher und schnel-
ler informiert werden? Bestellen Sie den 
14-täglichen kostenlosen BRANDaktuell-
Newsletter und die BRANDaktuell im ko-
stenlosen PDF-Format, die für Sie stets vor 
der Druckversion zur Verfügung steht.
Bestellung
Internet: www.lasa-brandenburg.de/
brandaktuell/bestellungen.6.0.html

22. März, Potsdam
Arbeitsmarktpolitischer Tag der Friedrich-
Ebert-Stiftung, Zeit: 10.00 bis 13.00 Uhr, 
Veranstaltungs-Nr.: 139974; Gebühr: keine; 
Ort: Hotel Mercure, Lange Brücke, 14467 
Potsdam; Veranstalter: Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Landesbüro Brandenburg, Tel.: (03 31) 
29 25 55, E-Mail: potsdam@fes.de, Internet: 
www.fes.de/oas/portal/pls/portal/showvera.
anmelden?Veranummer=139974

25. bis 27. März, Mannheim
Flexibilisierungspotenziale bei heterogenen 
Arbeitsmärkten, Workshop zur Frage: 
Wie soll die durch historisch gewachsene 
institutionelle Regelungen bedingte Starrheit 
des Arbeitsmarktes abgebaut werden, um 
schneller auf Veränderungen reagieren zu 
können? Gebühr: keine; Veranstalter: Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH 
(ZEW) in 68161 Mannheim, Internet: 
http://kooperationen.zew.de/de/dfgflex/
home.html

8. April, Berlin
Kontakte in Netzwerken aufbauen, pflegen 
und Synergien schaffen – professionelles
Networking, Spezialseminar für Führungskräf-
te; Gebühr: 200 Euro; Code: FK/B092; Kommu-
nales Bildungswerk e. V., Gürtelstraße 29a/30, 
10247 Berlin; Tel.: (0 30) 29 33 50-0, 
Internet: www.kbw-tipps.de/programm.pdf

Wissen, was in Brandenburg mit dem ESF passiert!

 Wichtige ESF- und andere EU-Termine werden regelmäßig im Internetportal 

des ESF in Brandenburg veröffentlicht. Internet: www.esf.brandenburg.de

12. bis 16. April, Bonn
Ist der Sozialstaat noch gerecht? Wirtschafts-
krise, demographischer Wandel und soziale Si-
cherheit, Krieg der Generationen! Deutschland 
vergreist! Seminar für mehr Transparenz auf 
der ‚Baustelle Sozialstaat‘; Gebühr: 100 Euro; 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Politische Akademie, 
Godesberger Allee 149, 53170 Bonn; Tel.: 
(02 28) 8 83-71 15, -71 27, -71 29, E-Mail: 
Gisela.vonMutius@fes.de, Internet: 
http://tinyurl.com/y9x7p7y

12. bis 14. April, Berlin
Freiwilligen-Koordination (Basiskurs), Abschluss 
mit Zertifikat Freiwilligen-Koordination (AfED); 
Zielgruppe sind ehren- und hauptamtlich En-
gagierte in Vereinen, Projekten, Verbänden und 
Non-Profit-Organisationen; Gebühr: Hauptamt-
liche 195 Euro, freiwillig Engagierte und Eh-
renamtliche 135 Euro, Sonderrabatte möglich; 
Veranstalter: Akademie für Ehrenamtlichkeit 
Deutschland, Seminarort: Bildungszentrum, 
Marchlewskistraße 27, 10243 Berlin-Friedrichs-
hain; Internet: http://tinyurl.com/ycxj6df

16. bis 18. April, Cochel
Frauen-Netzwerke: Der Weg in die Führungs-
positionen von Wirtschaft und Politik?! Die Zahl 
der Frauen in Führungspositionen in Politik 
und Wirtschaft steigt. Dennoch sind Frauen in 
Deutschland nach wie vor unterrepräsentiert. 
Was können Frauen-Netzwerke tun, damit sich 
an diesem Zustand etwas verändert?, Seminar; 
Gebühr: 58 Euro; Georg-von-Vollmar-Akade-
mie Kochel, Schloss Aspenstein, 82431 Kochel 
am See; Tel.: (0 88 51) 78-0, 

E-Mail: info@vollmar-akademie.de,
Internet: www.vollmar-akademie.de

19. April bis 15. Oktober, Berlin
Aufbauqualifikation Freiwilligen-Management 
(zehntägiger Ausbildungsgang Strategisches 
Freiwilligenmanagement®), Teilnahmevoraus-
setzung ist ein Zertifikat der Freiwilligenko-
ordination (AfED) oder vergleichbares Wissen 
und Erfahrung; Gebühr: Hauptamtliche 675 
Euro, freiwillig Engagierte und Ehrenamtliche 

540 Euro; Veranstalter: Akademie für Ehren-
amtlichkeit, Seminarort: Bildungszentrum, 
Marchlewskistraße 27, 10243 Berlin-Fried-
richshain; Internet: http://tinyurl.com/yhqrb97

27. April, Berlin
EU-Förderung in Organisationen – Strate-
gien für Fach- und Führungskräfte, Seminar; 
Gebühr: 98 Euro; Veranstalter: Green Campus, 
Heinrich-Böll-Stiftung, Ansprechpartner: Chri-
stian Neuner-Duttenhofer, Anmeldung bis 29. 
März 2010, E-Mail für Anmeldungen: info@
greencampus.de, Tel.: (0 30) 2 85 34-1 18,
Internet: www.greencampus.de/pics/img/
Workshop_EU_Foerderung.pdf

4. bis 5. November, Berlin
EU-Anträge gut und richtig schreiben, Seminar; 
Nur noch wenige Restplätze.
Code: AN-BE-10/106B; Gebühr: 280 Euro;
Veranstalter: EuroConsults & Partner; 
Veranstaltungsort: Europäisches Informations-
zentrum, Voßstraße 22, 10117 Berlin; 
Internet: http://tinyurl.com/yg77tpc

StudyWorld 2010 – 5. Internationale Messe für Studium, 
Praktikum und akademische Weiterbildung 

Die Internationale Hochschulmesse StudyWorld 2010 bietet Informationen zu Bachelor- und 
Masterstudiengängen in Deutschland und weltweit, Praktika im Ausland, Förderungsmög-
lichkeiten sowie Anregungen zur Studien- und Karriereplanung. Zu den Ausstellern gehören 
u. a. staatliche und private Hochschulen aus aller Welt.

Ort: Russisches Haus der Wissenschaft und Kultur, Friedrichstr. 176-179, 10117 Berlin
Eintritt:  2 bis 4 Euro
Infos
Internet: www.studyworld2010.com/veranstaltungsort.php
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Kurz & bündig

Hartmut Siemon, Geschäftsführer 
der LASA Brandenburg GmbH

Qualifizierung ist ein wichtiges Instrument zur Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit

Vergabegesetz und Mindestlohn
Schulterschluss mit DGB

Das brandenburgische Wirtschafts- und 
Europaministerium verabredete regelmäßige Ar-
beitsgespräche mit DGB, Einzelgewerkschaften 
und Betriebsräten. Die Gesprächspartner verein-
barten, das im Koalitionsvertrag festgeschrie-
bene Vergabegesetz für Brandenburg rasch auf 
den Weg zu bringen. In dem Gesetz soll ein 
Mindestlohn für öffentliche Aufträge festgelegt 
werden, ein Stundenlohn von 7,50 Euro, sofern 
Tarifverträge nichts Höheres vorsehen. Zur 
zukünftigen Förderpolitik des Wirtschaftsmini-
steriums kündigte Minister Ralf Christoffers an, 
künftig stärker auf Bürgschaften und Beteili-
gungen setzen zu wollen. Einigkeit herrschte in 
der zustimmenden Beurteilung der Kohäsions-
politik der EU. Sie wollen sich dafür engagieren, 
dass angemessene Übergangsregelungen für die 
aus der Konvergenzförderung herausfallenden 
Regionen getroffen werden.
Infos
Pressemitteilung des Wirtschaftsministeriums im 

Internet: www.mwe.brandenburg.de/sixcms/detail.

php/bb1.c.188877.de

210 Mio. Euro Arbeitsförderung
Bilanz der ARGEn für 2009

Die 13 Brandenburger Arbeitsgemeinschaften 
haben 2009 insgesamt 210 Millionen Euro 
für die Förderung der von ihnen betreuten 
Arbeitslosen ausgegeben. Finanziert wurden 
beispielsweise berufliche Qualifizierungen, 
Eingliederungszuschüsse für Arbeitgeber, Unter-
stützungsleistungen für Unternehmer, die ältere 
Arbeitnehmer beschäftigen, Maßnahmen der 
Berufsvorbereitung für Jugendliche, Beschäf-
tigungsmaßnahmen oder auch neue Angebote 
aus dem Vermittlungsbudget.
Infos
Internet: www.arbeitsagentur.de

Zum Schluss bemerkt ...

... ein wichtiger Hinweis für Ihre Projekt- und 
Finanzplanung! Es besteht derzeit im Land 
Brandenburg eine vorläufige Haushalts- und 
Wirtschaftsführung mit einer eingeschränkten 
Mittelverfügbarkeit. Das heißt, dass die Mini-
sterien lediglich über eine Höhe von bis zu 40 
Prozent der im Haushaltsplan 2009 veran-
schlagten Ausgaben verfügen können. Erst mit 
dem Haushaltsgesetz für das Haushaltsjahr 
2010 wird es einen ‚festgestellten Haus-
halt‘ geben. Dieser wird für das Ende des II. 
Quartals 2010 erwartet. Auch danach kann es 
sein, dass die 40-Prozent-Klausel noch nicht 
aufgehoben wird und Mittel für die Bewilli-
gung eines gesamten Jahreszeitraumes nicht 
ausreichend verfügbar sein werden.

In der Folge können derzeit nur Bewilligungen 
für ESF-Förderungen bis zum 31. Mai 2010 
erfolgen. Diese sind unter den Vorbehalt zu 
stellen, dass Bewilligungen soweit zu wider-
rufen sind, wie Ausgaben nach dem festge-
stellten Haushaltsplan nicht verfügbar sein 
sollten. Über den 31. Mai 2010 hinausgehende 
Anträge können bis zur Haushaltsbestätigung 
nicht bewilligt werden. Dies bedeutet z. B., 
dass ein Antrag auf eine Bewilligung für eine 
Maßnahme bis zum 30. September 2010 der-
zeit nur bis zum 31. Mai 2010 bewilligt wird. 
Der Zeitraum ab dem 1. Juni 2010 müsste 
dann nachbewilligt werden. 

Wir möchten Sie deshalb darauf hinweisen, 
dass alle von einem Zuwendungsempfänger 
getroffenen Dispositionen für eine bewilligte 
Maßnahme bis zur Bestätigung des Haushalts 
auf eigenes Risiko erfolgen. Wir informieren 
Sie dazu auf der LASA-Homepage.
Infos
Internet: www.lasa-brandenburg.de

10.000 Auszubildende 
Auslandserfahrung immer wichtiger

Mehr als 10.000 Auszubildende aus Deutsch-
land sind seit dem Start des EU-Programms Le-
onardo da Vinci 1995 ins europäische Ausland 
gegangen. Bis 2015 sollen es insgesamt 100.000 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sein, die sich 
seit 1995 über Leonardo da Vince qualifizieren. 
Dazu soll auch das reformierte Berufsbil-
dungsgesetz beitragen sowie die kontinuierlich 
steigenden Fördermittel im Programm Leonardo 
da Vinci.
Infos
Agentur Bildung für Europa beim Bundesinstitut für 

Berufsbildung im Internet: www.na-bibb.de

Neue Gleichstellungsbeauftragte
Dr. Friederike Haase

Im Januar bestellte Frauenminister Günter 
Baaske die neue Gleichstellungsbeauftragte Dr. 
Friederike Haase. Ihre Arbeitsthemen sind: 

 Lohngerechtigkeit für Frauen und Männer, 
 Schutz Alleinerziehender vor Armut, 
 Verbesserung Vereinbarkeit Familie und 
Beruf, 

 Weiterentwicklung des Aktionsplans zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
Kinder. 

Zur Sicherung der Chancengleichheit für 
Frauen und Männer ist ein frauen- und gleich-
stellungspolitisches Handlungsprogramm mit 
konkreten Maßnahmen geplant. Es soll Anfang 
2011 vorgelegt werden. BRANDaktuell wird sie 
demnächst dazu ausführlich befragen.
Infos
Dr. Friederike Haase, Tel.: (03 31) 8 66-55 10, E-Mail: 

Landesgleichstellungsbeauftragte@masf.branden-

burg.de; Im Internetangebot des MASF wurde ein 

Themenportal zur Gleichstellung freigeschaltet. 

http://tinyurl.com/yf42ez8
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Der ESF für Brandenburg im Internet: www.esf.brandenburg.de

BRANDaktuell wird gefördert durch das Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Frauen und Familie aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und  
des Landes Brandenburg.

Europäischer Sozialfonds – Investition in Ihre Zukunft.

Für alle Fragen zum ‚Arbeitspolitischen Programm Brandenburg – 
In Menschen investieren – Regionen stärken’ steht Ihnen unter dieser 
Telefonnummer das Call-Center zur Verfügung:

Call-Center der LASA
Tel.: (03 31) 60 02 - 2 00
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